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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
(Lettland), Fassung vom 22.02.2024 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Änderungen auf Grund des MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) können nicht eindeutig zugeordnet werden, 
vgl. daher die „synthetisierte“ Version des DBA Lettland plus MLI, als Anlage 1 dokumentiert. 

Langtitel 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
StF: BGBl. III Nr. 76/2007 (NR: GP XXIII RV 2 AB 57 S. 17. BR: AB 7674 S. 744.) 
 

Änderung 

BGBl. III Nr. 93/2018 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die Mitteilungen gemäß Art. 29 Abs. 1 des Abkommens wurden am 15. Juni 2006 bzw. 16. Mai 
2007 abgegeben; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 29 Abs. 2 am 16. Mai 2007 in Kraft 
getreten. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und die Republik Lettland, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen, haben Folgendes vereinbart: 

Text 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 
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(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Österreich: 

 (i) die Einkommensteuer; 

 (ii) die Körperschaftsteuer; 

 (iii) die Grundsteuer; 

 (iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 (v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

(im Folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet); 

 b) in Lettland: 

 (i) die Einkommensteuer der Unternehmen (uznemumu ienakuma nodoklis); 

 (ii) die Einkommensteuer der natürlichen Personen (iedzivotaju ienakuma nodoklis); 

 (iii) die Steuer vom unbeweglichen Vermögen (nekustama ipasumanodoklis); 

(im Folgenden als „lettische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck „Österreich“ die Republik Österreich; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Lettland“ die Republik Lettland und, im geographischen Sinn verwendet, 
das Hoheitsgebiet der Republik Lettland und alle an die Hoheitsgewässer der Republik Lettland 
angrenzenden Gebiete, in denen Lettland nach dem Recht Lettlands und in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht seine Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes 
sowie ihrer Bodenschätze ausüben darf; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragsstaat“, je nach dem 
Zusammenhang, Österreich oder Lettland; 

 d) umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das 
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 

 h) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

 (i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 (ii) in Lettland: das Finanzministerium oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 i) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

 (i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 

 (ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 
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Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer Gründung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der 
Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem 
Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses Abkommens auf diese Person festzulegen. In 
Ermangelung eines solchen Einvernehmens gilt die Person für Zwecke der Inanspruchnahme von 
Abkommensvorteilen als in keinem der beiden Vertragsstaaten ansässig. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusammenhängende Überwachungstätigkeit 
ist nur dann eine Betriebstätte, wenn diese Ausführung, Montage oder Tätigkeit die Dauer von neun 
Monaten überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende 
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Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. Wenn die Tätigkeit dieses Vertreters jedoch ausschließlich oder fast ausschließlich für dieses 
Unternehmen ausgeübt wird und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von 
denen abweichen, die unabhängige Personen miteinander vereinbaren würden, so gilt der Vertreter nicht 
als unabhängiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 anzuwenden. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, jede Option oder ähnliches 
Recht auf den Erwerb von unbeweglichem Vermögen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen 
sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf 
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens als auch für Einkünfte aus der 
Veräußerung von unbeweglichem Vermögen. 

(4) Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen für den Eigentümer 
dieser Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen verbunden, das der 
Gesellschaft gehört, so dürfen die Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem das unbewegliche Vermögen liegt. 

(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
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Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Gewinne“ umfasst auch Gewinne aus der 
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht 
übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine 
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 25 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

 b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen 
Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht 
übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

 a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats, 
einschließlich seiner Gebietskörperschaften, der Zentralbank oder einer Finanzinstitution, die 
sich zur Gänze im Eigentum dieser Regierung befindet, als Nutzungsberechtigter bezogen 
werden, oder Zinsen, die aus Darlehen bezogen werden, für die diese Regierung bürgt, sind von 
der Besteuerung im erstgenannten Staat ausgenommen; 

 b) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, dürfen nur im anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, wenn 

 i) der Empfänger im anderen Staat ansässig ist, und 

 ii) der Empfänger ein Unternehmen des anderen Staates und der Nutzungsberechtigte der Zinsen 
ist, und 

 iii) die Zinsen für Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren 
oder von gewerblichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstungen auf Kredit 
durch das Unternehmen an ein Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der 
Verkauf oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getätigt beziehungsweise 
gewährt. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, und insbesondere 
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Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen 
Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im 
Sinne dieses Artikels. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Lizenzgebühren eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren, die für die Benutzung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen gezahlt werden; 

 b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren in allen anderen Fällen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme und Filme 
oder Bänder für Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebstätte oder 
der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder 
die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
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Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, oder von 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Vermögenswerte hauptsächlich aus solchem Vermögen bestehen, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der Veräußerung von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus einem freien Beruf 
oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste 
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die 
Einkünfte im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. Hält sich eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person im anderen 
Vertragsstaat insgesamt länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des 
betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie für diese Zwecke als eine Person, der im 
anderen Staat gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht; die Einkünfte, die sie aus ihrer 
oben genannten und im anderen Staat ausgeübten Tätigkeit bezieht, dürfen dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb eines 
Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, 
aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen 
eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeübt wird, in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder 
eines anderen ähnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von einem Künstler oder Sportler in 
einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder vorwiegend aus 
öffentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften 
unterstützt wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
der Künstler oder Sportler ansässig ist. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

 (2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer Seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die an den österreichischen Handelsdelegierten in Lettland 
und an das Personal dieser österreichischen Außenhandelsstelle gezahlt werden. 

(4) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden. 
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Artikel 20 

STUDENTEN 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, die sich 
in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 

TÄTIGKEITEN VOR DER KÜSTE 

(1) Dieser Artikel gilt ungeachtet der Artikel 4 bis 20 dieses Abkommens. 

(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet der Ausdruck „Tätigkeiten vor der Küste“ die in einem 
Vertragsstaat vor der Küste ausgeübten Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der Erforschung oder der 
Ausbeutung des Meeresgrundes und Meeresuntergrundes und ihrer in diesem Staat gelegenen 
Bodenschätze stehen. 

(3) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die im anderen Vertragsstaat Tätigkeiten vor der 
Küste ausübt, wird, vorbehaltlich des Absatzes 4, so behandelt, als übte sie im anderen Staat eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder feste Einrichtung aus. 

(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn die Tätigkeiten vor der Küste insgesamt nicht länger als 
30 Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden. Im Sinne dieses Absatzes 

 a) gelten Tätigkeiten vor der Küste, die von einer Person ausgeübt werden, die mit einer anderen 
Person verbunden ist, dann als von der anderen Person ausgeübt, wenn die in Rede stehenden 
Tätigkeiten im Wesentlichen die gleichen sind, die von der erstgenannten Person ausgeübt 
werden, jedoch nur insoweit, als diese Tätigkeiten gleichzeitig als ihre eigenen Tätigkeiten 
ausgeübt werden; 

 b) gilt eine Person dann als mit einer anderen Person verbunden, wenn eine unmittelbar oder 
mittelbar von der anderen kontrolliert wird oder wenn beide unmittelbar oder mittelbar von einer 
dritten Person oder dritten Personen kontrolliert werden. 

(5) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit Tätigkeiten bezieht, die im anderen Vertragsstaat vor der 
Küste ausgeübt werden, dürfen insoweit im anderen Staat besteuert werden, als die Dienste im anderen 
Staat vor der Küste geleistet werden. Diese Vergütungen dürfen jedoch nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn die unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und insgesamt nicht länger als 30 Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten 
ausgeübt wird. 

(6) Gewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus der Veräußerung von 

 a) Erforschungs- oder Ausbeutungsrechten oder 

 b) im anderen Vertragsstaat gelegenem Vermögen, das im Zusammenhang mit Tätigkeiten vor der 
Küste benutzt wird, die im anderen Staat ausgeübt werden, oder 

 c) Anteilen, deren Wert zur Gänze oder überwiegend unmittelbar oder mittelbar auf solche Rechte 
oder solches Vermögen oder auf die Summe solcher Rechte und solchen Vermögens 
zurückzuführen ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

Im Sinne dieses Absatzes bedeutet der Ausdruck „Erforschungs- oder Ausbeutungsrechte“ Rechte an 
Vermögenwerten, die durch im anderen Vertragsstaat vor der Küste ausgeübte Tätigkeiten entstehen, oder 
Rechte an den Früchten oder dem Nutzen aus diesen Vermögenswerten. 

Artikel 22 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
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die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im 
internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 24 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) Bei einer in Österreich ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Lettland besteuert werden, so 
nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b bis e diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus; 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in 
Lettland besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person 
zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Lettland gezahlten Steuer entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die aus Lettland bezogenen Einkünfte entfällt; 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden; 

 d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die Österreich als Einkünfte 
betrachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Lettland zu besteuern sind, dürfen dessen 
ungeachtet in Österreich besteuert werden, wenn Lettland diese Einkünfte nach Durchführung 
eines Verständigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt; 

 e) Bezieht eine in Österreich ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in Lettland ansässigen 
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals hält, so nimmt 
Österreich unter den Voraussetzungen, wie sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des 
österreichischen Rechts über das internationale Schachtelprivileg angeführt sind, diese 
Dividenden von der Besteuerung aus. 

(2) Bei einer in Lettland ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Lettland ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so 
rechnet Lettland, sofern sein innerstaatliches Recht keine günstigere Behandlung vorsieht, 

 i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

 ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer 
vom Einkommen oder vom Vermögen in Lettland übersteigen, der auf die Einkünfte, die in 
Österreich besteuert werden dürfen oder auf das Vermögen, das in Österreich besteuert werden 
darf, entfällt. 

 b) Bezieht eine in Lettland ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in Österreich ansässigen 
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem Stimmrecht ausgestatteten 
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Anteile hält, umfasst für Zwecke der lit. a die in Österreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer 
auf Dividenden, sondern auch die gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der 
Gesellschaft, aus denen die Dividenden gezahlt wurden. 

Artikel 25 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat einer 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und –ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 
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(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus 
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 

Artikel 27 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die 
unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht 
eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die 
auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 
Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

Artikel 28 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 29 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsmäßigen Voraussetzungen 
für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere der in Absatz 1 genannten 
Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem 
1. Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem das 
Abkommen in Kraft tritt; 

 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das 
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt. 

Artikel 30 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens 
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen 
in beiden Vertragsstaaten nicht mehr Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem 
1. Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem die 
Kündigung erfolgt ist; 

 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das 
jenem unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist. 
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 14. Dezember 2005, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
lettischer und englischer Sprache, wobei alle drei Texte gleichermaßen authentisch sind. Im Zweifel ist 
der englische Text maßgeblich. 



  1 von 1 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil III 

93. Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 
Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

93. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 
zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
 

[Übereinkommen in deutschsprachiger Übersetzung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in französischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in englischer Sprache, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in deutschsprachiger Übersetzung, siehe 

Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretär der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Übereinkommens 
hinterlegt; das Mehrseitige Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Das Mehrseitige Übereinkommen wurde neben Österreich von folgenden Staaten und 
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man1, Jersey1, Polen1 und Slowenien1. 

Kurz 

                                                           
1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einsprüche und Einwendungen zu diesem 
Übereinkommen sind in englischer und französischer Sprache auf der Website der OECD unter 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar. 
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GENERIERTER TEXT DES MLI UND DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK 
ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK LETTLAND ZUR VERMEIDUNG DER 

DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND 
VOM VERMÖGEN 

 

Allgemeine haftungsausschließende Erklärung zum generierten Textdokument 

Dieses Dokument stellt den generierten Text für die Anwendung des am 14. Dezember 2005 

unterzeichneten Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

(das „Abkommen“) und des von der Republik Österreich und der Republik Lettland am 7. Juni 2017 

unterzeichneten Mehrseitigen Übereinkommens zur Umsetzung steuerabkommensbezogener 

Maßnahmen zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (das „MLI“) dar. 

Dieses Dokument wurde zwischen den zuständigen Behörden der Republik Österreich und der Republik 

Lettland abgestimmt und spiegelt das gemeinsame Verständnis über die durch das MLI im Abkommen 

verursachten Veränderungen wider. 

Das Dokument wurde auf der Grundlage der von der Republik Österreich am 22. September 2017 und 

der Republik Lettland am 29. Oktober 2019 aus Anlass der Ratifikation dem Verwahrer übermittelten 

Vorbehalte und Notifikationen („MLI-Positionen“) erstellt. Diese MLI-Positionen sind den im MLI 

vorgesehenen Modifizierungen vorbehalten. Die Modifizierung der MLI-Positionen kann die Wirkung 

des MLI auf das Abkommen verändern.  

Die authentischen Vertragstexte des Abkommens und des MLI sind vorrangig und als einzig 

maßgebliche Rechtsquellen anzuwenden. 

Die Bestimmungen des MLI, welche in Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens anwendbar sind, 

werden in diesem Dokument durchgehend in Form von eingerahmten Feldern im Zusammenhang mit 

den entsprechenden Bestimmungen des Abkommens dargestellt. Die eingerahmten Felder, welche die 

Bestimmungen des MLI enthalten, wurden im Allgemeinen in Übereinstimmung mit der Reihenfolge 

der Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen in das Abkommen eingefügt. 

Der Text der Bestimmungen des MLI wurde zur Vereinheitlichung der im MLI verwendeten Begriffe 

mit jenen des Abkommens (zB „unter das Übereinkommen fallendes Steuerabkommen“ und 

„Abkommen“, „Vertragspartei dieses Übereinkommens“ und „Vertragsstaaten“) im Interesse des 

einfacheren Verständnisses der Bestimmungen des MLI verändert. Die Veränderungen der Begriffe 

dienen der leichteren Lesbarkeit des Dokuments und zielen nicht auf eine Änderung des Inhalts der 

Bestimmungen des MLI ab. In ähnlicher Weise wurden Teile der Bestimmungen des MLI verändert, die 

bestehende Bestimmungen des Abkommens umschreiben: umschreibende Wortfolgen wurden durch 

rechtliche Verweise auf die bestehenden Abkommensbestimmungen im Interesse der leichteren 

Lesbarkeit ersetzt. 

In allen Fällen sind Verweise auf die Bestimmungen des Abkommens oder auf das Abkommen in dem 

Sinne zu verstehen, dass sie sich auf das Abkommen in der durch das MLI geänderten Fassung beziehen, 

vorausgesetzt, die Bestimmungen des MLI wurden wirksam. 

Hinweise 

Die authentischen Texte des MLI und des Abkommens sind über die Webseite des Bundesministeriums 

für Finanzen abrufbar (https://www.bmf.gv.at/).  

Die MLI-Positionen der Republik Österreich wurden am 22. September 2017 aus Anlass der Ratifikation 
und jene der Republik Lettland am 29. August 2019 aus Anlass der Ratifikation an den Verwahrer 
übermittelt und sind über die Webseite des Verwahrers des MLI (OECD) abrufbar 
(http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf) 
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Haftungsausschließende Erklärung zum Wirksamkeitsbeginn der MLI – Bestimmungen 

Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des MLI 

Die Bestimmungen des MLI, die auf das Abkommen anzuwenden sind, werden nicht im selben 

Zeitpunkt wie die ursprünglichen Bestimmungen des Abkommens wirksam. Jede Bestimmung des MLI 

kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten wirksam werden, abhängig von den betroffenen Steuerarten (im 

Abzugsweg erhobene Steuern oder andere Steuern) und von den Wahlmöglichkeiten, welche die 

Republik Österreich und die Republik Lettland in ihren MLI-Positionen ausgeübt haben. 

Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde: 22. September 

2017 für die Republik Österreich und 29. Oktober 2019 für die Republik Lettland. 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des MLI: 1. Juli 2018 für die Republik Österreich und 1. Februar 2020 für 

die Republik Lettland. 

Dieses Dokument enthält durchgehend spezifische Informationen über den Zeitpunkt, an dem oder nach 
dem die Bestimmungen des MLI in Bezug auf das Abkommen Wirksamkeit erlangen. 
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ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK 
LETTLAND ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER 

STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 
 

Die Republik Österreich und die Republik Lettland, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen,  

Der folgende Absatz 1 des Artikels 6 des MLI wird in die Präambel dieses Abkommens eingefügt:1   

ARTIKEL 6 DES MLI - ZWECK EINES UNTER DAS ÜBEREINKOMMEN FALLENDEN 

STEUERABKOMMENS 

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fallenden Steuern eine Doppelbesteuerung zu 
beseitigen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -
umgehung (unter anderem durch missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem 
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten oder -gebieten 
ansässigen Personen) zu schaffen, 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, 
vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden, 
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens 
sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Österreich: 

 (i) die Einkommensteuer; 

 (ii) die Körperschaftsteuer; 

 (iii) die Grundsteuer; 

 (iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

                                                           
1 

Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2021 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2021 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Lettland wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2021 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Lettland erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. August 2020 beginnen. 
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 (v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

(im Folgenden als “österreichische Steuer” bezeichnet); 

 b) in Lettland: 

 (i) die Einkommensteuer der Unternehmen (uznemumu ienakuma nodoklis); 

 (ii) die Einkommensteuer der natürlichen Personen (iedzivotaju ienakuma nodoklis); 

 (iii) die Steuer vom unbeweglichen Vermögen (nekustama ipasumanodoklis); 

(im Folgenden als “lettische Steuer” bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 
Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen 
wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck “Österreich” die Republik Österreich; 

 b) bedeutet der Ausdruck “Lettland” die Republik Lettland und, im geographischen Sinn verwendet, 
das Hoheitsgebiet der Republik Lettland und alle an die Hoheitsgewässer der Republik Lettland 
angrenzenden Gebiete, in denen Lettland nach dem Recht Lettlands und in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht seine Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie 
ihrer Bodenschätze ausüben darf; 

 c) bedeuten die Ausdrücke “ein Vertragsstaat” und “der andere Vertragsstaat”, je nach dem 
Zusammenhang, Österreich oder Lettland; 

 d) umfasst der Ausdruck “Person” natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck “Gesellschaft” juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke “Unternehmen eines Vertragsstaats” und “Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats”, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck “internationaler Verkehr” jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das 
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 

 h) bedeutet der Ausdruck “zuständige Behörde” 

 (i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 (ii) in Lettland: das Finanzministerium oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

 i) bedeutet der Ausdruck “Staatsangehöriger” 

 (i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 

 (ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem in 
einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person” eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer Gründung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck 
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umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder 
mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, 
zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses Abkommens auf diese Person festzulegen. In 
Ermangelung eines solchen Einvernehmens gilt die Person für Zwecke der Inanspruchnahme von 
Abkommensvorteilen als in keinem der beiden Vertragsstaaten ansässig. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “Betriebstätte” eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck “Betriebstätte” umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusammenhängende Überwachungstätigkeit 
ist nur dann eine Betriebstätte, wenn diese Ausführung, Montage oder Tätigkeit die Dauer von neun 
Monaten überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten 
werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
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Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, 
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. Wenn die Tätigkeit dieses Vertreters jedoch ausschließlich oder fast ausschließlich für dieses 
Unternehmen ausgeübt wird und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von 
denen abweichen, die unabhängige Personen miteinander vereinbaren würden, so gilt der Vertreter nicht 
als unabhängiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 anzuwenden. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck “unbewegliches Vermögen” hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, jede Option oder ähnliches Recht 
auf den Erwerb von unbeweglichem Vermögen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie 
Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als 
unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens als auch für Einkünfte aus der 
Veräußerung von unbeweglichem Vermögen. 

(4) Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen für den Eigentümer dieser 
Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen verbunden, das der 
Gesellschaft gehört, so dürfen die Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem das unbewegliche Vermögen liegt. 

(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es 
sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte entstandenen 
Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug 
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
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(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch 
Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 
2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; 
die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses 
Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu 
verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Gewinne” umfasst auch Gewinne aus der Beteiligung 
an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das 
Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen 
erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu 
berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander 
konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht 
übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft 
(jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 25 vom Hundert des 
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 
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 b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Dividenden” bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien 
steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

 a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats, 
einschließlich seiner Gebietskörperschaften, der Zentralbank oder einer Finanzinstitution, die sich 
zur Gänze im Eigentum dieser Regierung befindet, als Nutzungsberechtigter bezogen werden, oder 
Zinsen, die aus Darlehen bezogen werden, für die diese Regierung bürgt, sind von der Besteuerung 
im erstgenannten Staat ausgenommen; 

 b) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, dürfen nur im anderen Vertragsstaat besteuert 
werden, wenn 

 i) der Empfänger im anderen Staat ansässig ist, und 

 ii) der Empfänger ein Unternehmen des anderen Staates und der Nutzungsberechtigte der Zinsen 
ist, und 

 iii) die Zinsen für Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren 
oder von gewerblichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstungen auf Kredit 
durch das Unternehmen an ein Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der 
Verkauf oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getätigt beziehungsweise 
gewährt. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Zinsen” bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, und insbesondere 
Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder 
und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses 
Artikels. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte 
oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
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(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat 
ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die 
Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen 
als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen 
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Lizenzgebühren eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren, die für die Benutzung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen gezahlt werden; 

 b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren in allen anderen Fällen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Lizenzgebühren” bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen 
oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme und Filme oder Bänder für 
Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder 
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebstätte oder 
der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder 
die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen 
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen an der 
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, oder von 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Vermögenswerte hauptsächlich aus solchem Vermögen bestehen, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte 
ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der Veräußerung von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus einem freien Beruf oder 
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. Hält sich eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person im anderen Vertragsstaat 
insgesamt länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden 
Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie für diese Zwecke als eine Person, der im anderen Staat 
gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht; die Einkünfte, die sie aus ihrer oben genannten und 
im anderen Staat ausgeübten Tätigkeit bezieht, dürfen dieser festen Einrichtung zugerechnet werden. 

(2) Der Ausdruck “freier Beruf” umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der 
Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb eines 
Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, aufhält 
und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen 
eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeübt wird, in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder 
eines anderen ähnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen 
im anderen Staat besteuert werden. 
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Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als Sportler 
aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von einem Künstler oder Sportler in einem 
Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder vorwiegend aus 
öffentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften 
unterstützt wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler ansässig ist. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

 (2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer Seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die an den österreichischen Handelsdelegierten in Lettland 
und an das Personal dieser österreichischen Außenhandelsstelle gezahlt werden. 

(4) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 , 17 oder 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

STUDENTEN 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, die sich in 
einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 

TÄTIGKEITEN VOR DER KÜSTE 

(1) Dieser Artikel gilt ungeachtet der Artikel 4 bis 20 dieses Abkommens. 
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(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet der Ausdruck “Tätigkeiten vor der Küste” die in einem 
Vertragsstaat vor der Küste ausgeübten Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der Erforschung oder der 
Ausbeutung des Meeresgrundes und Meeresuntergrundes und ihrer in diesem Staat gelegenen 
Bodenschätze stehen. 

(3) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die im anderen Vertragsstaat Tätigkeiten vor der 
Küste ausübt, wird, vorbehaltlich des Absatzes 4, so behandelt, als übte sie im anderen Staat eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder feste Einrichtung aus. 

(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn die Tätigkeiten vor der Küste insgesamt nicht länger als 30 
Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden. Im Sinne dieses Absatzes 

 a) gelten Tätigkeiten vor der Küste, die von einer Person ausgeübt werden, die mit einer anderen 
Person verbunden ist, dann als von der anderen Person ausgeübt, wenn die in Rede stehenden 
Tätigkeiten im Wesentlichen die gleichen sind, die von der erstgenannten Person ausgeübt werden, 
jedoch nur insoweit, als diese Tätigkeiten gleichzeitig als ihre eigenen Tätigkeiten ausgeübt 
werden; 

 b) gilt eine Person dann als mit einer anderen Person verbunden, wenn eine unmittelbar oder mittelbar 
von der anderen kontrolliert wird oder wenn beide unmittelbar oder mittelbar von einer dritten 
Person oder dritten Personen kontrolliert werden. 

(5) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit Tätigkeiten bezieht, die im anderen Vertragsstaat vor der 
Küste ausgeübt werden, dürfen insoweit im anderen Staat besteuert werden, als die Dienste im anderen 
Staat vor der Küste geleistet werden. Diese Vergütungen dürfen jedoch nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn die unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber, der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
insgesamt nicht länger als 30 Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt wird. 

(6) Gewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus der Veräußerung von 

 a) Erforschungs- oder Ausbeutungsrechten oder 

 b) im anderen Vertragsstaat gelegenem Vermögen, das im Zusammenhang mit Tätigkeiten vor der 
Küste benutzt wird, die im anderen Staat ausgeübt werden, oder 

 c) Anteilen, deren Wert zur Gänze oder überwiegend unmittelbar oder mittelbar auf solche Rechte 
oder solches Vermögen oder auf die Summe solcher Rechte und solchen Vermögens 
zurückzuführen ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

Im Sinne dieses Absatzes bedeutet der Ausdruck “Erforschungs- oder Ausbeutungsrechte” Rechte an 
Vermögenwerten, die durch im anderen Vertragsstaat vor der Küste ausgeübte Tätigkeiten entstehen, oder 
Rechte an den Früchten oder dem Nutzen aus diesen Vermögenswerten. 

Artikel 22 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die 
Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur 
Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen 
Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
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(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 24 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) Bei einer in Österreich ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Lettland besteuert werden, so nimmt 
Österreich vorbehaltlich der lit. b bis e diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung 
aus; 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in 
Lettland besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu 
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Lettland gezahlten Steuer entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die aus Lettland bezogenen Einkünfte entfällt; 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen werden; 

 d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die Österreich als Einkünfte 
betrachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Lettland zu besteuern sind, dürfen dessen 
ungeachtet in Österreich besteuert werden, wenn Lettland diese Einkünfte nach Durchführung 
eines Verständigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt; 

 e) Bezieht eine in Österreich ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in Lettland ansässigen 
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals hält, so nimmt 
Österreich unter den Voraussetzungen, wie sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des 
österreichischen Rechts über das internationale Schachtelprivileg angeführt sind, diese Dividenden 
von der Besteuerung aus. 

(2) Bei einer in Lettland ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Bezieht eine in Lettland ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so 
rechnet Lettland, sofern sein innerstaatliches Recht keine günstigere Behandlung vorsieht, 

 i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

 ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer 
vom Einkommen oder vom Vermögen in Lettland übersteigen, der auf die Einkünfte, die in 
Österreich besteuert werden dürfen oder auf das Vermögen, das in Österreich besteuert werden 
darf, entfällt. 

 b) Bezieht eine in Lettland ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in Österreich ansässigen 
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem Stimmrecht ausgestatteten 
Anteile hält, umfasst für Zwecke der lit. a die in Österreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer auf 
Dividenden, sondern auch die gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der 
Gesellschaft, aus denen die Dividenden gezahlt wurden. 

Artikel 25 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat einer 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
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Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und –ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, 
die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind 
Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 
Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im 
erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 
Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne 
der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen 
oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 

Artikel 27 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter 
das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit 
der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. Diese Personen oder 
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Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

Artikel 28 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund 
besonderer Übereinkünfte zustehen. 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 7 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses 
Abkommens vor:2 

ARTIKEL 7 DES MLI – VERHINDERUNG VON ABKOMMENSMISSBRAUCH 
(Principal Purposes Test) 

Ungeachtet der Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung nach diesem Abkommen 
nicht für bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn unter Berücksichtigung aller 
maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser 
Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder 
mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung 
dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen 
Bestimmungen dieses Abkommens im Einklang steht. 

 

Artikel 29 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für 
das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere der in Absatz 1 genannten 
Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem 1. Jänner 
des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
tritt; 

                                                           
2 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 2021 

eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2021 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Republik Lettland wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 2021 

eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Lettland erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. August 2020 beginnen. 
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 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das 
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt. 

Artikel 30 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens 
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen 
in beiden Vertragsstaaten nicht mehr Anwendung: 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am oder nach dem 1. Jänner 
des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt 
ist; 

 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für Steuern, die für 
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das 
jenem unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist. 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 14. Dezember 2005, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
lettischer und englischer Sprache, wobei alle drei Texte gleichermaßen authentisch sind. Im Zweifel ist der 
englische Text maßgeblich. 
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SYNTHESISED TEXT OF THE MLI AND THE CONVENTION BETWEEN THE 
REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF LATVIA FOR THE AVOIDANCE OF 

DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 

General disclaimer on the Synthesised text document 

This document presents the synthesised text for the application of the Convention 
between the Republic of Austria and the Republic of Latvia for the avoidance of double 
taxation with respect to taxes on income and on capital signed on 14 December 2005 
(the “Convention”), as modified by the Multilateral Convention to Implement Tax Treaty 
Related Measures to Prevent Base Erosion and Profit Shifting signed by the Republic of 
Austria and the Republic of Latvia on 7 June 2017 (the “MLI”). 

This document was prepared jointly by the competent authorities of the Republic of 
Austria and the Republic of Latvia and represents their shared understanding of the 
modifications made to the Convention by the MLI. 

The document was prepared on the basis of the MLI position of the Republic of Austria 
submitted to the Depositary upon ratification on 22 September 2017 and of the Republic 
of Latvia submitted to the Depositary upon ratification on 29 October 2019. These MLI 
positions are subject to modifications as provided in the MLI. Modifications made to MLI 
positions could modify the effects of the MLI on this Convention. 

The authentic legal texts of the Convention and the MLI take precedence and remain the 
legal texts applicable. 

The provisions of the MLI that are applicable with respect to the provisions of the 
Convention are included in boxes throughout the text of this document in the context of 
the relevant provisions of the Convention. The boxes containing the provisions of the 
MLI have generally been inserted in accordance with the ordering of the provisions of 
the OECD Model Tax Convention. 

Changes to the text of the provisions of the MLI have been made to conform the 
terminology used in the MLI to the terminology used in the Convention (such as “Covered 
Tax Agreement” and “Convention”, “Contracting Jurisdictions” and “Contracting States”), 
to ease the comprehension of the provisions of the MLI. The changes in terminology are 
intended to increase the readability of the document and are not intended to change the 
substance of the provisions of the MLI. Similarly, changes have been made to parts of 
provisions of the MLI that describe existing provisions of the Convention: descriptive 
language has been replaced by legal references of the existing provisions to ease the 
readability. 

In all cases, references made to the provisions of the Convention or to the Convention 
must be understood as referring to the Convention as modified by the provisions of the 
MLI, provided such provisions of the MLI have taken effect. 

References 

The authentic legal texts of the MLI and the Convention can be found on the webpage 
of the Federal Ministry of Finance (https://www.bmf.gv.at/).  

The MLI position of the Republic of Austria submitted to the Depositary upon ratification 
on 22 September 2017 and the MLI position of the Republic of Latvia submitted to the 
Depositary upon ratification on 29 October 2019 can be found on the MLI Depositary 
(OECD) webpage (http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-
parties.pdf) 
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Disclaimer on the entry into effect of the provisions of the MLI 

Entry into Effect of the MLI Provisions 

The provisions of the MLI applicable to this Convention do not take effect on the same 
dates as the original provisions of the Convention. Each of the provisions of the MLI 
could take effect on different dates, depending on the types of taxes involved (taxes 
withheld at source or other taxes levied) and on the choices made by the Republic of 
Austria and the Republic of Latvia in their MLI positions. 

Dates of the deposit of instruments of ratification, acceptance or approval: 22 September 
2017 for the Republic of Austria and 29 October 2019 for the Republic of Latvia. 

Entry into force of the MLI: 1 July 2018 for the Republic of Austria and 1 February 2020 
for the Republic of Latvia. 

This document provides specific information on the dates on or after which each of the 
provisions of the MLI has effect with respect to the Convention throughout this document. 
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CONVENTION BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF 
LATVIA FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO TAXES 

ON INCOME AND ON CAPITAL 

      

 The Republic of Austria and the Republic of Latvia, desiring to conclude a Convention for 
the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on capital,   

The following paragraph 1 of Article 6 of the MLI is included in the preamble of this 
Convention: 1 

 
ARTICLE 6 OF THE MLI – PURPOSE OF A COVERED TAX AGREEMENT 

Intending to eliminate double taxation with respect to the taxes covered by this 
Convention without creating opportunities for non-taxation or reduced taxation through 
tax evasion or avoidance (including through treaty-shopping arrangements aimed at 
obtaining reliefs provided in this Convention for the indirect benefit of residents of third 
jurisdictions), 

 
Have agreed as follows:  

 
Article 1  

  
PERSONS COVERED  

  
  

This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the 
Contracting States.  
  
  

Article 2  
  

TAXES COVERED  
  
  

                                            
1 In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 6 of the MLI has effect in the 

Republic of Austria with respect to this Convention: 

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event 
giving rise to such taxes occurs on or after 1 January 2021; and 

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable 
periods beginning on or after 1 January 2021; 

and,   

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 6 of the MLI has effect in the Republic 
of Latvia with respect to this Convention: 

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event 
giving rise to such taxes occurs on or after 1 January 2021; and 

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Latvia, for taxes levied with respect to taxable 
periods beginning on or after 1 August 2020. 
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(1) This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on 
behalf of a Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective 
of the manner in which they are levied.   
  

(2) There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed 
on total income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on 
gains from the alienation of movable or immovable property, as well as taxes on capital 
appreciation.  
  

(3) The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular:  
  

a) in Austria:  
  

(i) the income tax (die Einkommensteuer);  
(ii) the corporation tax (die Körperschaftsteuer);  
(iii) the land tax (die Grundsteuer);  
(iv) the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben);  
(v) the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei 

unbebauten Grundstücken);  
  

    (hereinafter referred to as "Austrian tax");  
  

b) in Latvia:  
  

(i) the enterprise income tax (uznemumu ienakuma nodoklis);  
(ii) the personal income tax (iedzivotaju ienakuma nodoklis);  
(iii) the immovable property tax (nekustama ipasuma nodoklis);  

  
    (hereinafter referred to as "Latvian tax").  

  
(4) The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes 

which are imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in place 
of, the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify each 
other of any substantial changes which have been made in their respective taxation laws.  
  
  

Article 3  
  

GENERAL DEFINITIONS  
  
  

(1) For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires:  
  

a) the term "Austria" means the Republic of Austria;  
  

b) the term "Latvia" means the Republic of Latvia and, when used in the 
geographical sense, means the territory of the Republic of Latvia and any other 
area adjacent to the territorial waters of the Republic of Latvia within which 
under the laws of Latvia and in accordance with international law, the rights of 
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Latvia may be exercised with respect to the sea bed and its sub-soil and their 
natural resources;   

  
c) the terms "a Contracting State" and "the other Contracting State" mean  

Austria or Latvia, as the context requires;  
  

d) the term "person" includes an individual, a company and any other body  of 
persons;  

  
e) the term "company" means any body corporate or any entity which is treated 

as a body corporate for tax purposes;  
  

f) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other 
Contracting State" mean respectively an enterprise carried on by a resident of 
a Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other 
Contracting State;  

  
g) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft operated 

by an enterprise of a Contracting State, except when the ship or aircraft is 
operated solely between places in the other Contracting State;  

  
h) the term "competent authority" means:  

(i) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised     
representative;  
(ii) in Latvia: the Ministry of Finance or its authorised representative;  

  
i) the term "national" means:  

(i) any individual possessing the nationality of a Contracting State;  
(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such 
from the laws in force in a Contracting State.  

  
(2) As regards the application of the Convention at any time by a Contracting 

State, any term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the 
meaning that it has at that time under the law of that State for the purposes of the taxes 
to which the Convention applies, any meaning under the applicable tax laws of that State 
prevailing over a meaning given to the term under other laws of that State. 4  

Article 4  
  

RESIDENT  
  
  

(1) For the purposes of this Convention, the term "resident of a Contracting State" 
means any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of 
his domicile, residence, place of management, place of incorporation or any other criterion 
of a similar nature, and also includes that State and any political subdivision or local 
authority thereof. This term, however, does not include any person who is liable to tax in 
that State in respect only of income from sources in that State or capital situated therein.  
  

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of 
both Contracting States, then his status shall be determined as follows:  
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a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a 

permanent home available to him; if he has a permanent home available to him 
in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with which 
his personal and economic relations are closer (centre of vital interests);  

  
b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, 

or if he has not a permanent home available to him in either State, he shall be 
deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual abode;  

  
c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be 

deemed to be a resident only of the State of which he is a national;  
  

d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities 
of the Contracting States shall settle the question by mutual agreement.  

  
(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an 

individual is a resident of both Contracting States, the competent authorities of the 
Contracting States shall endeavour to settle the question by mutual agreement and 
determine the mode of application of the Convention to such person. In the absence of 
such agreement, such person shall not be considered to be a resident of either Contracting 
State for purposes of enjoying benefits under the Convention.  

  
  

Article 5  
  

PERMANENT ESTABLISHMENT  
  
  

(1) For the purposes of this Convention, the term "permanent establishment" 
means a fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or 
partly carried on.   
  

(2) The term "permanent establishment" includes especially:  
  

a) a place of management;  
 
b) a branch;  
  
c) an office;  
  
d) a factory;  
  
e) a workshop, and  
  
f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural    
resources.  

  
(3) A building site, a construction, assembly or installation project or a supervisory 

activity connected therewith constitutes a permanent establishment only if such site, 
project or activity lasts for a period of more than nine months.  

GÜLT
IG

E FASSUNG / V
ALID

 VERSIO
N



 

 

  
(4) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the  term "permanent 

establishment" shall be deemed not to include:  
  

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods 
or merchandise belonging to the enterprise;  

  
b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of storage, display or delivery;  
  

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 
solely for the purpose of processing by another enterprise;  

  
d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing 

goods or merchandise or of collecting information, for the enterprise;  
  

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying 
on, for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character;  

  
f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of 

activities mentioned in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity 
of the fixed place of business resulting from this combination is of a preparatory 
or auxiliary character.  

  
(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other 

than an agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf 
of an enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an authority to 
conclude contracts in the name of the enterprise, that enterprise shall be deemed to have 
a permanent establishment in that State in respect of any activities which that person 
undertakes for the enterprise, unless the activities of such person are limited to those 
mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business, would not 
make this fixed place of business a permanent establishment under the provisions of that 
paragraph.  
  

(6) An  enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a 
Contracting State merely because it carries on business in that State through a broker, 
general commission agent or any other agent of an independent status, provided that such 
persons are acting in the ordinary course of their business. However, where the activities 
of such an agent are exercised wholly or almost wholly on behalf of that enterprise and 
where the conditions between the agent and the enterprise differ from those which would 
be made between independent persons, such agent shall not be considered an agent of 
an independent status within the meaning of this paragraph. In such case the provisions 
of paragraph 5 shall apply.  
  

(7) The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or 
is controlled by a company which is a resident of the other Contracting  State, or which 
carries on business in that other State (whether through a permanent establishment or 
otherwise), shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the 
other.  
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Article 6  
  

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY  
  
  

(1) Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property  
(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may 
be taxed in that other State.  
  

(2) The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the 
law of the Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in 
any case include property accessory to immovable property, livestock and equipment used 
in agriculture and forestry, rights to which the provisions of general law respecting landed 
property apply, any option or similar right to acquire immovable property, usufruct of 
immovable property and rights to variable or fixed payments as consideration for the 
working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other natural resources; 
ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property.  
  

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct 
use, letting, or use in any other form of immovable property, as well as income from the 
alienation of immovable property.  
  

(4) Where the ownership of shares or other corporate rights in a company entitles 
the owner of such shares or corporate rights to the enjoyment of immovable property held 
by the company, the income from direct use, letting, or use in any other form of such right 
to enjoyment may be taxed in the Contracting State in which the immovable property is 
situated.   
  

(5) The provisions of paragraphs 1, 3 and 4 shall also apply to the income from 
immovable property of an enterprise and to income from immovable property used for the 
performance of independent personal services.  
  
  

Article 7  
  

BUSINESS PROFITS  
  

(1) The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that 
State unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as 
aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so much of 
them as is attributable to that permanent establishment.  
  

(2) Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting 
State carries on business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein, there shall in each Contracting State be attributed to that 
permanent establishment the profits which it might be expected to make if it were a distinct 
and separate enterprise engaged in the same or similar activities under the same or similar 
conditions and dealing wholly independently with the enterprise of which it is a permanent 
establishment.  
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(3) In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed 
as deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent 
establishment, including executive and general administrative expenses so incurred, 
whether in the State in which the permanent establishment is situated or elsewhere.  
  

(4) Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits 
to be attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total 
profits of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that 
Contracting State from determining the profits to be taxed by such an apportionment as 
may be customary; the method of apportionment adopted shall, however, be such that the 
result shall be in accordance with the principles contained in this Article.  
  

(5) No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the 
mere purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the 
enterprise.  
  

(6) For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to 
the permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless 
there is good and sufficient reason to the contrary.  
  

(7) Where profits include items of income which are dealt with separately in other 
Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected by 
the provisions of this Article.  
  

(8) The term "profits" as used in this Article includes the profits derived from a 
participation in a sleeping partnership (Stille Gesellschaft) created under Austrian law.  
  
  

Article 8  
  

SHIPPING AND AIR TRANSPORT  
  

(1) Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or aircraft 
in international traffic shall be taxable only in that State.   
  

(2) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a 
pool, a joint business or an international operating agency.  
  
  

Article 9  
  

ASSOCIATED ENTERPRISES  
  
  

(1) Where  
  

a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the 
management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State, 
or   

  
b) the same persons participate directly or indirectly in the management,  
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control or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of 
the other Contracting State,  

  
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their 
commercial or financial relations which differ from those which would be made between 
independent enterprises, then any profits which would, but for those conditions, have 
accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, have not so accrued, 
may be included in the profits of that enterprise and taxed accordingly.  
  

(2) Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State 
- and taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State 
has been charged to tax in that other State and the profits so included are profits which 
would have accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions made 
between the two enterprises had been those which would have been made between 
independent enterprises, then that other State shall make an appropriate adjustment to 
the amount of the tax charged therein on those profits. In determining such adjustment, 
due regard shall be had to the other provisions of this Convention and the competent 
authorities of the Contracting States shall if necessary consult each other.  

  
  

Article 10  
  

DIVIDENDS  
  
  

(1) Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a 
resident of the other Contracting State may be taxed in that other State.  
  
(2) However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if 
the beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, the tax 
so charged shall not exceed:  
  
a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a company 

(other than a partnership) which holds directly at least 25 per cent of the capital of the 
company paying the dividends;  

  
b) 10 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.  
  

This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out 
of which the dividends are paid.  
  

(3) The term "dividends" as used in this Article means income from shares, 
"jouissance" shares or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, 
not being debt-claims, participating in profits, as well as income from other corporate rights 
which is subjected to the same taxation treatment as income from shares by the laws of 
the State of which the company making the distribution is a resident.  
  

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of 
the dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State of which the company paying the dividends is a resident, through a 
permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent 
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personal services from a fixed base situated therein, and the holding in respect of which 
the dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed 
base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.  
  

(5) Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or 
income from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the 
dividends paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of 
that other State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is 
effectively connected with a permanent establishment or a fixed base situated in that other 
State, nor subject the company's undistributed profits to a tax on the company's 
undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly 
or partly of profits or income arising in such other State.  

  
  

Article 11  
  

INTEREST  
  
 Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting 
State may be taxed in that other State.  
  

(1) However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it 
arises and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is 
a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed 10 per cent 
of the gross amount of the interest.   
  

(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 2,   
  

a) interest arising in a Contracting State, derived and beneficially owned by the 
Government of the other Contracting State, including its political subdivisions 
and its local authorities, the Central Bank or any financial institution wholly 
owned by that Government, or interest derived on loans guaranteed by that 
Government shall be exempt from tax in the firstmentioned State;  

  
b) interest arising in a Contracting State shall be taxable only in the other 

Contracting State if:  
i) the recipient is a resident of that other State, and  
ii) such recipient is an enterprise of that other State and is the beneficial 

owner of the interest, and   
iii) the interest is paid with respect to indebtedness arising on the sale on 

credit, by that enterprise, of any merchandise or industrial, commercial 
or scientific equipment to an enterprise of the firstmentioned State, 
except where the sale or indebtedness is between related persons.   

  
(3) The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of 

every kind, whether or not secured by mortgage, and in particular, income from 
government securities and income from bonds or debentures, including premiums and 
prizes attaching to such securities, bonds or debentures. Penalty charges for late payment 
shall not be regarded as interest for the purpose of this Article.  
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(4) The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner 
of the interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State in which the interest  arises, through a permanent establishment situated 
therein, or performs in that other State independent personal services from a fixed base 
situated therein, and the debt-claim in respect of which the interest is paid is effectively 
connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions 
of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.  
  

(5) Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a 
resident of that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a 
resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent 
establishment or a fixed base in connection with which the indebtedness on which the 
interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent establishment 
or fixed base, then such interest shall be deemed to arise in the State in which the 
permanent establishment or fixed base is situated.  

  
(6) Where, by reason of a special relationship between the payer and the 

beneficial owner or between both of them and some other person, the amount of the 
interest, having regard to the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which 
would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of 
such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned 
amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to 
the laws of each Contracting State, due regard being had to the other provisions of this 
Convention.  

  
  

Article 12  
  

ROYALTIES  
  
  

(1) Royalties arising in a Contracting State and paid to a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other State.   
  

(2) However, such royalties may also be taxed in the Contracting State in which 
they arise and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the royalties 
is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:  
  
a) 5 per cent of the gross amount of the royalties paid for the use of industrial, commercial 

or scientific equipment;   
  

b) 10 per cent of the gross amount of the royalties in all other cases.  
  

(3) The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind 
received as a consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary,  
artistic or scientific work including cinematograph films and films or tapes for radio or 
television broad-casting, any patent, trade mark, design or model, plan, secret formula or 
process, or for the use of, or the right to use, industrial, commercial or scientific equipment, 
or for information concerning industrial, commercial or scientific experience.  
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(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of 
the royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State in which the royalties arise, through a permanent establishment situated 
therein, or performs in that other State independent personal services from a fixed base 
situated therein, and the right or property in respect of which the royalties are paid is 
effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the 
provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.  
  

(5) Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a 
resident of that State. Where, however, the person paying the royalties, whether he is a 
resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent 
establishment or a fixed base in connection with which the liability to pay the royalties was 
incurred, and such royalties are borne by such permanent establishment or fixed base, 
then such royalties shall be deemed to arise in the State in which the permanent 
establishment or fixed base is situated.  
  

(6) Where, by reason of a special relationship between the payer and the 
beneficial owner or between both of them and some other person, the amount of the 
royalties, having regard to the use, right or information for which they are paid, exceeds 
the amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in 
the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-
mentioned amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable 
according to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other 
provisions of this Convention.  

  
  

Article 13  
 

CAPITAL GAINS  
  
  

(1) Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of 
immovable property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State or 
shares in a company the assets of which consist mainly of such property may be taxed in 
that other State.   
  

(2) Gains from the alienation of movable property forming part of the business 
property of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in 
the other Contracting State or of movable property pertaining to a fixed base available to 
a resident of a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of 
performing independent personal services including such gains from the alienation of such 
a permanent establishment (alone or with the whole enterprise) or of such fixed base, may 
be taxed in that other State.  
  

(3) Gains derived by an enterprise of a Contracting State from the alienation of 
ships or aircraft operated in international traffic by that enterprise or movable property 
pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be taxable only in that State.   
  

(4) Gains from the alienation of any property other than that referred to in 
paragraphs 1, 2 and 3, shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator 
is a resident.  
  

GÜLT
IG

E FASSUNG / V
ALID

 VERSIO
N



 

 

  
Article 14  

  
INDEPENDENT PERSONAL SERVICES  

  
  

(1) Income derived by an individual who is a resident of a Contracting State in 
respect of professional services or other activities of an independent character shall be 
taxable only in that State unless he has a fixed base regularly available to him in the other 
Contracting State for the purpose of performing his activities. If he has such a fixed base, 
the income may be taxed in the other Contracting State but only so much of it as is 
attributable to that fixed base. For this purpose, where an individual who is a resident of a 
Contracting State stays in the other Contracting State for a period or periods exceeding in 
the aggregate 183 days in any twelve month period commencing or ending in the fiscal 
year concerned, he shall be deemed to have a fixed base regularly available to him in that 
other State and the income that is derived from his activities referred to above that are 
performed in that other State shall be attributable to that fixed base.  
  

(2) The term "professional services" includes especially independent scientific, 
literary, artistic, educational or teaching activities as well as the independent activities of 
physicians, lawyers, engineers, architects, dentists and accountants.  

  
  

Article 15  
  

DEPENDENT PERSONAL SERVICES  
  

(1) Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other 
similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an 
employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in the 
other Contracting  State. If the employment  is so exercised, such remuneration as is 
derived therefrom may be taxed in that other State.  
  

(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a 
resident of a Contracting  State  in respect of an employment exercised in the other 
Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State if:  
    

a) the recipient is present in the other State for a period or periods not  
exceeding in the aggregate 183 days in any twelve month period 
commencing or ending in the fiscal year concerned, and   

  
b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident 

of the other State, and  
  

c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base 
which the employer has in the other State.  

  
(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived 

in respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international 
traffic by an enterprise of a Contracting State, may be taxed in that State.   
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Article 16  

  
DIRECTORS' FEES  

  
  

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State 
in his capacity as a member of the board of directors or any other similar organ of a 
company which is a resident of the other Contracting State may be taxed in that other 
State.  
  
  

Article 17  
  

ARTISTES AND SPORTSMEN  
  
  

(1) Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a 
resident of a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio 
or television artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal activities as such 
exercised in the other Contracting State, may be taxed in that other State.  
  

(2) Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or 
a sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself 
but to another person, that income may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 
and 15, be taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or 
sportsman are exercised.  
 

(3) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from 
activities exercised in a Contracting State by an entertainer or a sportsman if the visit to 
that State is wholly or mainly supported by public funds of one or both of the Contracting 
States or political subdivisions or local authorities thereof. In such case, the income shall 
be taxable only in the Contracting State of which the entertainer or sportsman is a resident.  

  
  

Article 18  
  

PENSIONS  
  
  

Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other similar 
remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past employment 
shall be taxable only in that State.  
  
  

Article 19  
  

GOVERNMENT SERVICE  
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(1) a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by 
a Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof to an 
individual in respect of services rendered to that State or subdivision or authority 
shall be taxable only in that State.  

  
b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable 
only in the other Contracting State if the services are rendered in that State and 
the individual is a resident of that State who:  

  
(i) is a national of that State; or  
(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of  

rendering the services.  
  
(2) a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a 

political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of 
services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only in 
that State.  

  
b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if 
the individual is a resident of, and a national of, that State.  

  
(3) The provisions of paragraph 1 of this Article shall likewise apply in respect of 

remuneration paid to the Austrian Foreign Trade Commissioner in Latvia and to 
the members of the staff of that Austrian Foreign Trade Commissioner.  

  
(4) The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and 

other similar remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in 
connection with a business carried on by a Contracting State or a political 
subdivision or a local authority thereof.  

 
Article 20  

  
STUDENTS  

  
  

Payments which a student, an apprentice or a trainee who is or was immediately before 
visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in 
the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives for the 
purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that State, provided 
that such payments arise from sources outside that State.  
  
  

Article 21  
  

OFFSHORE ACTIVITIES  
  
  

(1) The provisions of this Article shall apply notwithstanding the provisions of 
Articles 4 to 20 of this Convention.  
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(2) For the purposes of this Article, the term "offshore activities" means activities 
carried on offshore in a Contracting State in connection with the exploration or exploitation 
of the sea bed and sub-soil and their natural resources situated in that State.   

  
(3) A person who is a resident of a Contracting State and carries on offshore 

activities in the other Contracting State shall, subject to paragraph 4, be deemed to be 
carrying on business in that other State through a permanent establishment or a fixed base 
situated therein.  

  
(4) The provisions of paragraph 3 shall not apply where the offshore activities are 

carried on for a period or periods not exceeding in the aggregate 30 days in any twelve 
month period. For the purposes of this paragraph:  
    

a) offshore activities carried on by a person who is associated with another person 
shall be deemed to be carried on by the other person if the activities in question 
are substantially the same as those carried on by the firstmentioned person, 
except to the extent that those activities are carried on at the same time as its 
own activities;  

  
b) a person shall be deemed to be associated with another person if one is 

controlled directly or indirectly by the other, or both are controlled directly or 
indirectly by a third person or third persons.  

  
(5) Salaries, wages and other similar remuneration derived by a resident of a Contracting 
State in respect of an employment connected with offshore activities in the other 
Contracting State may, to the extent that the duties are performed offshore in that other 
State, be taxed in that other State. However, such remuneration shall be taxable only in 
the first-mentioned State if the employment is carried on for an employer who is not a 
resident of the other State and for a period or periods not exceeding in the aggregate 30 
days in any twelve month period.   

  
(6) Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of:   

    
a) exploration or exploitation rights; or   

  
b) property situated in the other Contracting State which is used in  

connection with the offshore activities carried on in that other State; or  
  

c) shares deriving their value or the greater part of their value directly or indirectly 
from such rights or such property or from such rights and such property taken 
together;   

  
may be taxed in that other State.  
  
In this paragraph the term "exploration or exploitation rights" means rights to assets to 

be produced by offshore activities carried on in the other Contracting State, or to interests 
in or to the benefit of such assets.  
  
  

Article 22  
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OTHER INCOME  
  
  

(1) Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt 
with in the foregoing Articles of this Convention shall be taxable only in that State.  
  

(2) The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income 
from immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such 
income, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State through a permanent establishment situated therein, or performs in that 
other State independent personal services from a fixed base situated therein, and the right 
or property in respect of which the income is paid is effectively connected with such 
permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 
14, as the case may be, shall apply.  
  
  

Article 23  
  

CAPITAL  
  
  

(1) Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by 
a resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed 
in that other State.  
  

(2) Capital represented by movable property forming part of the business property 
of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the 17  

other Contracting State or by movable property pertaining to a fixed base available to a 
resident of a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of performing 
independent personal services, may be taxed in that other State.  
  

(3) Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic by an 
enterprise of a Contracting State and by movable property pertaining to the operation of 
such ships or aircraft, shall be taxable only in that State.  
  

(4) All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable 
only in that State.  
  
  

Article 24  
  

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION  
  
  

(1) In the case of a resident of Austria double taxation shall be avoided as follows:  
  

a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in 
accordance with the provisions of this Convention, may be taxed in Latvia, 
Austria shall, subject to the provisions of subparagraphs b) to e), exempt 
such income or capital from tax.  
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b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance 

with the provisions of Articles 10, 11 and 12 may be taxed in Latvia, Austria 
shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident an 
amount equal to the tax paid in Latvia. Such deduction shall not, however, 
exceed that part of the tax, as computed before the deduction is given, which 
is attributable to such items of income derived from Latvia.  

  
c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived 

or capital owned by a resident of Austria is exempt from tax in Austria, Austria 
may nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income 
or capital of such resident, take into account the exempted income or capital.  

  
d) Income derived by a resident of Austria which is considered by Austria to be 

taxable under this Convention in Latvia may nevertheless be taxed in Austria 
if, after the conduct of a mutual agreement procedure, Latvia exempts that 
income from tax by virtue of this Convention.  

  
e) Where a company that is a resident of Austria derives dividends from a 

company that is a resident of Latvia in which it owns at least 10% of the share 
capital Austria shall exempt such dividends under the conditions set out for 
the international holding privilege in the generally applicable provisions of the 
law of Austria.  

  
(2) In the case of a resident of Latvia double taxation shall be avoided as follows:  

  
a) Where a resident of Latvia derives income or owns capital which, in 

accordance with this Convention, may be taxed in Austria, unless a 
more favourable treatment is provided in its domestic law, Latvia shall 
allow:  

  
i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an 

amount equal to the income tax paid thereon in Austria;  
  

ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount 
equal to the capital tax paid thereon in Austria.  

  
Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income 
tax or capital tax in Latvia as computed before the deduction is given, which is 
attributable, as the case may be, to the income or the capital which may be 
taxed in Austria.  

  
b) For the purposes of subparagraph a), where a company that is a 

resident of Latvia receives a dividend from a company that is a resident 
of Austria in which it owns at least 10 per cent of its shares having full 
voting rights, the tax paid in Austria shall include not only the tax paid 
on the dividend, but also the tax paid on the underlying profits of the 
company out of which the dividend was paid.  

  
  

Article 25  
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NON-DISCRIMINATION  

  
  

(1) Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting 
State to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more 
burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals of that other 
State in the same circumstances, in particular with respect to residence, are or may be 
subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1, also apply to 
persons who are not residents of one or both of the Contracting States.  
  

(2) Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be 
subjected in either Contracting State to any taxation or any requirement connected 
therewith, which is other or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which nationals of the State concerned in the same circumstances are or 
may be subjected.  
  

(3) The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a 
Contracting State has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in 
that other State than the taxation levied on enterprises of  that other State carrying on the 
same activities. This provision shall not be construed as obliging a Contracting State to 
grant to residents of the other Contracting State any personal allowances, reliefs and 
reductions for taxation purposes on account of civil status or family responsibilities which 
it grants to its own residents.  
  
(4) Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or 
paragraph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements 19 paid by an 
enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the 
purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be deductible under the 
same conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned State. 
Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other 
Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable capital of such 
enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been contracted to a 
resident of the first-mentioned State.  
  

(5) Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly 
owned or controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting 
State, shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement 
connected therewith which is other or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which other similar enterprises of the first-mentioned State are or may be 
subjected.  
  

(6) The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, 
apply to taxes of every kind and description.  
  
  

Article 26  
  

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE  
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(1) Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting 
States result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of this 
Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those 
States, present his case to the competent authority of the Contracting State of which he is 
a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 25, to that of the Contracting 
State of which he is a national. The case must be presented within three years from the 
first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of 
the Convention.  
  

(2) The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be 
justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by 
mutual agreement with the competent authority of the other Contracting State, with a view 
to the avoidance of taxation which is not in accordance with the Convention. Any 
agreement reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic 
law of the Contracting States.  
  

(3) The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve 
by mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application 
of the Convention. They may also consult together for the elimination of double taxation in 
cases not provided for in the Convention.  
  

(4) The competent authorities of the Contracting States may communicate with 
each other directly, including through a joint commission consisting of themselves or their 
representatives, for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding 
paragraphs.   
  

Article 27 
 

EXCHANGE OF INFORMATION  
  
  

(1) The competent authorities of the Contracting States shall exchange such 
information as is necessary for carrying out the provisions of this Convention or of the 
domestic laws of the Contracting States concerning taxes covered by the Convention 
insofar as the taxation thereunder is not contrary to the Convention. The exchange of 
information is not restricted by Article 1. Any information received by a Contracting State 
shall be treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic 
laws of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts 
and administrative bodies) concerned with the assessment or collection of, the 
enforcement or prosecution in respect of, or the determination of appeals in relation to, the 
taxes covered by the Convention. Such persons or authorities shall use the information 
only for such purposes. They may disclose the information in public court proceedings or 
in judicial decisions.  
  

(2) In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose 
on a Contracting State the obligation:  
  

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 
administrative practice of that or of the other Contracting State;  

  
b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State;  
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c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 
commercial or professional secret or trade process, or information, the disclosure 
of which would be contrary to public policy (ordre public).  

  
  

Article 28  
  

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS  
  
  

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic 
missions or consular posts under the general rules of international law or under the 
provisions of special agreements.  
  
  

The following paragraph 1 of Article 7 of the MLI applies and supersedes the 
provisions of this Convention:2 

ARTICLE 7 OF THE MLI – PREVENTION OF TREATY ABUSE 
(Principal purposes test provision) 

 
Notwithstanding any provisions of this Convention, a benefit under this Convention shall 
not be granted in respect of an item of income or capital if it is reasonable to conclude, 
having regard to all relevant facts and circumstances, that obtaining that benefit was one 
of the principal purposes of any arrangement or transaction that resulted directly or 
indirectly in that benefit, unless it is established that granting that benefit in these 
circumstances would be in accordance with the object and purpose of the relevant 
provisions of this Convention. 

 
Article 29  

  
ENTRY INTO FORCE  

  
  

                                            
2 In accordance with paragraphs 1 and 3 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 7 of the MLI has effect in the 
Republic of Austria with respect to this Convention: 

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving 
rise to such taxes occurs on or after 1 January 2021; and 

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Austria, for taxes levied with respect to taxable periods 
beginning on or after 1 January 2021; 

and,   

In accordance with paragraph 1 of Article 35 of the MLI, paragraph 1 of Article 7 of the MLI has effect in the Republic of 
Latvia with respect to this Convention: 

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event giving 
rise to such taxes occurs on or after 1 January 2021; and 

b) with respect to all other taxes levied by the Republic of Latvia, for taxes levied with respect to taxable periods 
beginning on or after 1 August 2020. 

 

 

GÜLT
IG

E FASSUNG / V
ALID

 VERSIO
N



 

 

(1) The Contracting States shall notify each other when the constitutional 
requirements for the entry into force of this Convention have been complied with.   

  
(2) The Convention shall enter into force on the date of the later of the notifications 

referred to in paragraph 1 and its provisions shall have effect in both Contracting States:  
 

a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first 
day of January in the calendar year next following the year in which the 
Convention enters into force;   

  
b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable 

for any fiscal year beginning on or after the first day of January in the calendar 
year next following the year in which the Convention enters into force.   

  
  

Article 30  
  

TERMINATION  
  
  

This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either 
Contracting State may terminate the Convention, through diplomatic channels, by giving 
written notice of termination at least six months before the end of any calendar year. In 
such event, the Convention shall cease to have effect in both Contracting States:  
  

a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first day of 
January in the calendar year next following the year in which the notice has been given;   

  
b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable for any 

fiscal year beginning on or after the first day of January in the calendar year next 
following the year in which the notice has been given.   

  
 In witness whereof, the undersigned, duly authorised thereto, have signed this 
Convention.  
  
 Done in duplicate at Vienna this 14 of December 2005, in the German, Latvian and English 
languages, all three texts being equally authentic. In the case of divergence of 
interpretation the English text shall prevail.  
  
  
  

 For the Republic of Austria:                       For the Republic of Latvia:  
  

   Karl-Heinz Grasser m.p.                                         Oskars Spurdziņš m.p.   
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2007 Ausgegeben am 9. Juli 2007 Teil III 

76. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 

 (NR: GP XXIII RV 2 AB 57 S. 17. BR: AB 7674 S. 744.) 

76. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird genehmigt. 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 
 

[deutscher Vertragstext siehe Anlagen] 
[englischer Vertragstext siehe Anlagen] 
[lettischer Vertragstext siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 29 Abs. 1 des Abkommens wurden am 15. Juni 2006 bzw. 16. Mai 

2007 abgegeben; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 29 Abs. 2 am 16. Mai 2007 in Kraft 
getreten. 

Gusenbauer 
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ABKOMMEN ZWISCHEN  
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK LETTLAND  

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 Die Republik Österreich und die Republik Lettland, von dem Wunsche geleitet, 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen abzuschließen,  
 
 
 
haben Folgendes vereinbart: 
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 2 

 
Artikel 1 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 
 

Artikel 2 
 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 
 

 
(1)  Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 
 

(2)  Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 
Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 
 

(3)  Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
 

a) in Österreich: 
 

(i)  die Einkommensteuer; 
(ii) die Körperschaftsteuer; 
(iii)  die Grundsteuer; 
(iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 
(v)  die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

 
(im Folgenden als "österreichische Steuer" bezeichnet); 

 
b) in Lettland: 

 
(i)  die Einkommensteuer der Unternehmen (uznemumu ienakuma nodoklis); 
(ii) die Einkommensteuer der natürlichen Personen (iedzivotaju ienakuma nodoklis); 
(iii)  die Steuer vom unbeweglichen Vermögen (nekustama ipasuma nodoklis); 

 
(im Folgenden als "lettische Steuer" bezeichnet).  

 
(4)  Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, 

die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander 
die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 
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 3 

Artikel 3 
 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 

 
(1)  Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 
a) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich; 

 
b) bedeutet der Ausdruck "Lettland" die Republik Lettland und, im geographischen 

Sinn verwendet, das Hoheitsgebiet der Republik Lettland und alle an die 
Hoheitsgewässer der Republik Lettland angrenzenden Gebiete, in denen Lettland 
nach dem Recht Lettlands und in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht seine 
Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Bodenschätze ausüben darf; 

 
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragsstaat", je nach 

dem Zusammenhang, Österreich oder Lettland; 
 

d) umfasst der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle 
anderen Personenvereinigungen; 

 
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die 

für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 
 

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen 
des anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
g) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats 
betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 
h) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 

(i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten 
Vertreter; 

(ii) in Lettland: das Finanzministerium oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 
 
i)  bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger" 

(i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 
(ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, 

die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 
 

(2)  Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 
Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 
nach anderem Recht dieses Staates hat. 

 
 

Artikel 4 
 

ANSÄSSIGE PERSON 
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 4 

 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer 
Gründung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch 
diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in 
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 
 

(2)  Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 
Folgendes: 
 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln 
die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen. 

 
(3)  Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die 
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses 
Abkommens auf diese Person festzulegen. In Ermangelung eines solchen Einvernehmens 
gilt die Person für Zwecke der Inanspruchnahme von Abkommensvorteilen als in keinem der 
beiden Vertragsstaaten ansässig. 
 
 

Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 

 
(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 

Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 
 

(2)  Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
 

a) einen Ort der Leitung, 
 
b) eine Zweigniederlassung, 
 
c) eine Geschäftsstelle, 
 
d) eine Fabrikationsstätte, 
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 5 

 
e) eine Werkstätte und 
 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 

der Ausbeutung von Bodenschätzen. 
 

(3)  Eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusammenhängende 
Überwachungstätigkeit ist nur dann eine Betriebstätte, wenn diese Ausführung, Montage 
oder Tätigkeit die Dauer von neun Monaten überschreitet. 
 

(4)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 
Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur 

Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder 
verarbeitet zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind 
oder eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5)  Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des 

Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, 
im Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort 
gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als 
habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten 
Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in 
Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte 
machten. 
 

(6)  Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. Wenn die Tätigkeit dieses 
Vertreters jedoch ausschließlich oder fast ausschließlich für dieses Unternehmen ausgeübt 
wird und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von denen 
abweichen, die unabhängige Personen miteinander vereinbaren würden, so gilt der Vertreter 
nicht als unabhängiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 
anzuwenden. 
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 6 

(7)  Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der 
anderen. 

 
 

Artikel 6 
 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 
 

 
(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 

Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, jede Option oder ähnliches Recht auf den Erwerb von 
unbeweglichem Vermögen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 
 

(3)  Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens als auch für 
Einkünfte aus der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen. 
 

(4)  Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen für den 
Eigentümer dieser Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen verbunden, das der Gesellschaft gehört, so dürfen die Einkünfte aus der 
unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem das 
unbewegliche Vermögen liegt. 
 

(5)  Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer 
selbständigen Arbeit dient. 
 
 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 

 
(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 

besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat 
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 
 

(2)  Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
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 7 

Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, 
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen 
Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
 

(3)  Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
 

(4)  Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden 
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch 
derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 
 

(5)  Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
 

(6)  Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
 

(7)  Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 
 

(8)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Gewinne" umfasst auch Gewinne aus der 
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 
 
 

Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 
 

 
(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen 

oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
 

 
Artikel 9 

 
VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

 
 

(1)  Wenn 
 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 
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 8 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2)  Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates 
erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die 
gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen 
erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses 
Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 
 
 

Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 

 
(1)  Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 

anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte 

eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt; 

 
b)  10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

 
Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, 

aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen 
Rechten - ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt 
sind. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 8 von 20

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 9 

Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
 

(5)  Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 
aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft 
gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen 
Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 

 
(1)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 

ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach 
dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 10 vom 
Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen.  
 

(3)  Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 
 

a)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen 
Vertragsstaats, einschließlich seiner Gebietskörperschaften, der Zentralbank oder 
einer Finanzinstitution, die sich zur Gänze im Eigentum dieser Regierung befindet, 
als Nutzungsberechtigter bezogen werden, oder Zinsen, die aus Darlehen 
bezogen werden, für die diese Regierung bürgt, sind von der Besteuerung im 
erstgenannten Staat ausgenommen; 

 
b)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, dürfen nur im anderen 

Vertragsstaat besteuert werden, wenn 
i) der Empfänger im anderen Staat ansässig ist, und 
ii) der Empfänger ein Unternehmen des anderen Staates und der 

Nutzungsberechtigte der Zinsen ist, und 
iii) die Zinsen für Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem 

Verkauf von Waren oder von gewerblichen, kaufmännischen oder 
wissenschaftlichen Ausrüstungen auf Kredit durch das Unternehmen an ein 
Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der Verkauf 
oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getätigt 
beziehungsweise gewährt. 

 
(4)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 

Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen 
einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
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 10 

(5)  Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die 
Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
 

(6)  Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt 
werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden und 
trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 
 

(7)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 
 

(1)  Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie 
stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Lizenzgebühren eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
ist, nicht übersteigen: 

 
a)  5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren, die für die Benutzung 

gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen gezahlt 
werden; 

 
b)  10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren in allen anderen Fällen. 

 
(3)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 

jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematographischer Filme und Filme oder Bänder für Rundfunk und Fernsehen, von 
Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine 
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder 
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 11 

Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
 

(5)  Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der 
Schuldner eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, 
in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung 
zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt.  
 

(6)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner 
und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag 
nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 13 
 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 
 

 
(1)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 

unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, oder von Anteilen an einer Gesellschaft, deren Vermögenswerte hauptsächlich aus 
solchem Vermögen bestehen, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte 
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt 
werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(3)  Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der Veräußerung von 
Seeschiffen oder Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen 
Verkehr betrieben werden, und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(4)  Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 
 
 

Artikel 14 
 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 
 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 11 von 20

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 12 

(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus einem 
freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung 
ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche 
feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden, 
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können. Hält sich 
eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person im anderen Vertragsstaat 
insgesamt länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des 
betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie für diese Zwecke als eine Person, 
der im anderen Staat gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht; die Einkünfte, 
die sie aus ihrer oben genannten und im anderen Staat ausgeübten Tätigkeit bezieht, dürfen 
dieser festen Einrichtung zugerechnet werden. 
 

(2)  Der Ausdruck "freier Beruf" umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte 
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, 
Zahnärzte und Buchsachverständigen. 
 
 

Artikel 15 
 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 
 

 
(1)  Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 

Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb 
eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres 
beginnt oder endet, aufhält und 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 

der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung 
getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

 
(3)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 

unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem 
Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeübt wird, 
in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 16 
 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 
 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 12 von 20

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 13 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats oder eines anderen ähnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im 
anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 17 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1)  Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten 
Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
 

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von einem Künstler oder 
Sportler in einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat 
ganz oder vorwiegend aus öffentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften unterstützt wird. In diesem Fall dürfen die 
Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler 
ansässig ist. 
 
 

Artikel 18 
 

RUHEGEHÄLTER 
 

 
Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, 

die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt 
werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 19 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 
 

(1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die 
von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

 
b)  Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im 

anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 

 
i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 13 von 20

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 14 

ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten. 

 
(2)   a)  Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 

Gebietskörperschaften oder aus einem von diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person 
für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 
b)  Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 

werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein 
Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

 
(3)  Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die an den österreichischen Handelsdelegierten in 

Lettland und an das Personal dieser österreichischen Außenhandelsstelle gezahlt werden.  
 
(4)  Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für 

Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 
16 , 17 oder 18 anzuwenden. 

 
 

Artikel 20 
 

STUDENTEN 
 

 
Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, 

die sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und 
die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den 
erstgenannten Staat ansässig war, für ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung 
erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 
 
 

Artikel 21 
 

TÄTIGKEITEN VOR DER KÜSTE 
 
 

(1)  Dieser Artikel gilt ungeachtet der Artikel 4 bis 20 dieses Abkommens. 
 

(2)  Im Sinne dieses Artikels bedeutet der Ausdruck "Tätigkeiten vor der Küste" die in 
einem Vertragsstaat vor der Küste ausgeübten Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der 
Erforschung oder der Ausbeutung des Meeresgrundes und Meeresuntergrundes und ihrer in 
diesem Staat gelegenen Bodenschätze stehen. 

 
(3)  Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die im anderen Vertragsstaat 

Tätigkeiten vor der Küste ausübt, wird, vorbehaltlich des Absatzes 4, so behandelt, als übte 
sie im anderen Staat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder 
feste Einrichtung aus. 

 
(4)  Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn die Tätigkeiten vor der Küste insgesamt nicht 

länger als 30 Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden. Im Sinne 
dieses Absatzes  
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a) gelten Tätigkeiten vor der Küste, die von einer Person ausgeübt werden, die mit 
einer anderen Person verbunden ist, dann als von der anderen Person 
ausgeübt, wenn die in Rede stehenden Tätigkeiten im Wesentlichen die 
gleichen sind, die von der erstgenannten Person ausgeübt werden, jedoch nur 
insoweit, als diese Tätigkeiten gleichzeitig als ihre eigenen Tätigkeiten ausgeübt 
werden;  

 
b) gilt eine Person dann als mit einer anderen Person verbunden, wenn eine 

unmittelbar oder mittelbar von der anderen kontrolliert wird oder wenn beide 
unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person oder dritten Personen 
kontrolliert werden.  

 
(5)  Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 

ansässige Person aus unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit Tätigkeiten bezieht, die 
im anderen Vertragsstaat vor der Küste ausgeübt werden, dürfen insoweit im anderen Staat 
besteuert werden, als die Dienste im anderen Staat vor der Küste geleistet werden. Diese 
Vergütungen dürfen jedoch nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn die 
unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber, der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
insgesamt nicht länger als 30 Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt 
wird. 

 
(6)  Gewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus der Veräußerung von  

  
 a) Erforschungs- oder Ausbeutungsrechten oder 

 
 b) im anderen Vertragsstaat gelegenem Vermögen, das im Zusammenhang mit 

Tätigkeiten vor der Küste benutzt wird, die im anderen Staat ausgeübt werden, 
oder  

 
 c) Anteilen, deren Wert zur Gänze oder überwiegend unmittelbar oder mittelbar 

auf solche Rechte oder solches Vermögen oder auf die Summe solcher Rechte 
und solchen Vermögens zurückzuführen ist, 

 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 
Im Sinne dieses Absatzes bedeutet der Ausdruck "Erforschungs- oder Ausbeutungsrechte" 

Rechte an Vermögenwerten, die durch im anderen Vertragsstaat vor der Küste ausgeübte 
Tätigkeiten entstehen, oder Rechte an den Früchten oder dem Nutzen aus diesen 
Vermögenswerten. 
 
 

Artikel 22 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 

 
(1)  Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden 

Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu 
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dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
 

 
Artikel 23 

 
VERMÖGEN 

 
 

(1)  Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung 
einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen 
Staat besteuert werden. 
 

(3)  Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im 
internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden.  
 

(4)  Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen 
nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 24 
 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 

 
(1)  Bei einer in Österreich ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt 

vermieden: 
 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen 
und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in 
Lettland besteuert werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b bis e 
diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus; 

 
 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 

11 und 12 in Lettland besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die 
vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Lettland gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch 
den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf 
die aus Lettland bezogenen Einkünfte entfällt; 

 
 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem 

Abkommen von der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen 
gleichwohl in Österreich bei der Festsetzung der Steuer für das übrige 
Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen werden; 

 
 d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die Österreich 

als Einkünfte betrachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Lettland zu 
besteuern sind, dürfen dessen ungeachtet in Österreich besteuert werden, 
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wenn Lettland diese Einkünfte nach Durchführung eines Verständigungs-
verfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt; 

 
e) Bezieht eine in Österreich ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in 

Lettland ansässigen Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des 
Gesellschaftskapitals hält, so nimmt Österreich unter den Voraussetzungen, wie 
sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des österreichischen Rechts 
über das internationale Schachtelprivileg angeführt sind, diese Dividenden von 
der Besteuerung aus. 

 
(2)  Bei einer in Lettland ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt 

vermieden: 
 

a)   Bezieht eine in Lettland ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in 
Österreich besteuert werden, so rechnet Lettland, sofern sein innerstaatliches 
Recht keine günstigere Behandlung vorsieht, 

 
i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der 

der in Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 
 

ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der 
der in Österreich gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

 
Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen in Lettland übersteigen, 
der auf die Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen oder auf das 
Vermögen, das in Österreich besteuert werden darf, entfällt. 

 
b)   Bezieht eine in Lettland ansässige Gesellschaft Dividenden von einer in Österreich 

ansässigen Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem 
Stimmrecht ausgestatteten Anteile hält, umfasst für Zwecke der lit. a die in 
Österreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer auf Dividenden, sondern auch die 
gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der Gesellschaft, aus denen 
die Dividenden gezahlt wurden. 

 
 

Artikel 25 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1)  Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 
Vertragsstaat ansässig sind. 
 

(2)  Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat 
einer Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen 
Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
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(3)  Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese 
Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen 
auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er seinen 
ansässigen Personen gewährt. 
 

(4)  Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 
anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug 
zuzulassen. 
 

(5)  Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar 
oder mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(6)  Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 
 
 

Artikel 26 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1)  Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 
 

(2)  Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
 

(3)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, 
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam 
darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im 
Abkommen nicht behandelt sind. 
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(4)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 

Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, 
gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame 
Kommission.  
 
 

Artikel 27 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
 
 

(1)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 
zur Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem 
Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der 
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein 
Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) 
zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das 
Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 
 

(2)  Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 
werden können; 

 
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

 
 

Artikel 28 
 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

 
 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
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Artikel 29 
 

IN-KRAFT-TRETEN 
 
 

(1)  Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsmäßigen 
Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfüllt sind.  
 

(2)  Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere der in Absatz 1 
genannten Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten 
Anwendung:  
 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am 
oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem 
unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt; 

 
 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für 

Steuern, die für Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 
des Kalenderjahres beginnen, das jenem unmittelbar folgt, in dem das 
Abkommen in Kraft tritt. 

 
 

Artikel 30 
 

KÜNDIGUNG 
 

 
Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt 

wird. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich 
kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen in beiden Vertragsstaaten nicht mehr 
Anwendung: 
 

 a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern für Einkünfte, die am 
oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem 
unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist; 

 
 b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermögen für 

Steuern, die für Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 
des Kalenderjahres beginnen, das jenem unmittelbar folgt, in dem die 
Kündigung erfolgt ist. 

 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 14. Dezember 2005, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, lettischer und englischer Sprache, wobei alle drei Texte gleichermaßen 
authentisch sind. Im Zweifel ist der englische Text maßgeblich. 
 
 
Für die Republik Österreich:                          Für die Republik Lettland: 
 
  Karl-Heinz Grasser m.p.                Oskars Spurdziņš m.p.  
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CONVENTION BETWEEN  
THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF LATVIA 

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION 
WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 

 

 

 

 

 
 The Republic of Austria and the Republic of Latvia, desiring to conclude a 
Convention for the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on 
capital,  
 

 

 

 

Have agreed as follows: 
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 2 

 
Article 1 

 
PERSONS COVERED 

 
 

This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the 
Contracting States. 
 
 

Article 2 
 

TAXES COVERED 
 
 

(1)  This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on 
behalf of a Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, 
irrespective of the manner in which they are levied.  
 

(2)  There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total 
income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains from 
the alienation of movable or immovable property, as well as taxes on capital appreciation. 
 

(3)  The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular: 
 
 a) in Austria: 
 

(i) the income tax (die Einkommensteuer); 
(ii) the corporation tax (die Körperschaftsteuer); 
(iii) the land tax (die Grundsteuer); 
(iv) the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben); 
(v) the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei 

unbebauten Grundstücken); 
 
  (hereinafter referred to as "Austrian tax"); 
 

 b) in Latvia: 
 

(i) the enterprise income tax (uznemumu ienakuma nodoklis); 
(ii) the personal income tax (iedzivotaju ienakuma nodoklis); 
(iii) the immovable property tax (nekustama ipasuma nodoklis); 

 
  (hereinafter referred to as "Latvian tax"). 

 
(4)  The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes 

which are imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in 
place of, the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall 
notify each other of any substantial changes which have been made in their 
respective taxation laws. 
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 3 

Article 3 
 

GENERAL DEFINITIONS 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires: 
 

 a) the term "Austria" means the Republic of Austria; 
 

 b) the term "Latvia" means the Republic of Latvia and, when used in the 
geographical sense, means the territory of the Republic of Latvia and any 
other area adjacent to the territorial waters of the Republic of Latvia 
within which under the laws of Latvia and in accordance with international 
law, the rights of Latvia may be exercised with respect to the sea bed 
and its sub-soil and their natural resources;  

 
 c) the terms "a Contracting State" and "the other Contracting State" mean 

Austria or Latvia, as the context requires; 
 

 d) the term "person" includes an individual, a company and any other body  
of persons; 

 
 e) the term "company" means any body corporate or any entity which is 

treated as a body corporate for tax purposes; 
 

 f) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other 
Contracting State" mean respectively an enterprise carried on by a 
resident of a Contracting State and an enterprise carried on by a resident 
of the other Contracting State; 

 
 g) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft 

operated by an enterprise of a Contracting State, except when the ship or 
aircraft is operated solely between places in the other Contracting State; 

 
 h) the term "competent authority" means: 

(i) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised 
    representative; 
(ii) in Latvia: the Ministry of Finance or its authorised representative; 

 
 i) the term "national" means: 

 (i) any individual possessing the nationality of a Contracting State; 
(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such 
     from the laws in force in a Contracting State. 

 
(2)  As regards the application of the Convention at any time by a Contracting 

State, any term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have 
the meaning that it has at that time under the law of that State for the purposes of the 
taxes to which the Convention applies, any meaning under the applicable tax laws of 
that State prevailing over a meaning given to the term under other laws of that State. 
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 4 

Article 4 
 

RESIDENT 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, the term "resident of a Contracting State" means 
any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile, 
residence, place of management, place of incorporation or any other criterion of a similar 
nature, and also includes that State and any political subdivision or local authority thereof. 
This term, however, does not include any person who is liable to tax in that State in respect 
only of income from sources in that State or capital situated therein. 
 

(2)  Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of 
both Contracting States, then his status shall be determined as follows: 
 

 a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a 
permanent home available to him; if he has a permanent home available 
to him in both States, he shall be deemed to be a resident only of the 
State with which his personal and economic relations are closer (centre 
of vital interests); 

 
 b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be 

determined, or if he has not a permanent home available to him in either 
State, he shall be deemed to be a resident only of the State in which he 
has an habitual abode; 

 
 c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall 

be deemed to be a resident only of the State of which he is a national; 
 

 d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent 
authorities of the Contracting States shall settle the question by mutual 
agreement. 

 
(3)  Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is 

a resident of both Contracting States, the competent authorities of the Contracting States 
shall endeavour to settle the question by mutual agreement and determine the mode of 
application of the Convention to such person. In the absence of such agreement, such 
person shall not be considered to be a resident of either Contracting State for purposes of 
enjoying benefits under the Convention. 

 
 

Article 5 
 

PERMANENT ESTABLISHMENT 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, the term "permanent establishment" means a 
fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or partly carried 
on.  
 

(2)  The term "permanent establishment" includes especially: 
 

a) a place of management; 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 4 von 21

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 5 

 
b) a branch; 
 
c) an office; 
 
d) a factory; 
 
e) a workshop, and 
 
f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural 
   resources. 

 
(3)  A building site, a construction, assembly or installation project or a supervisory activity 

connected therewith constitutes a permanent establishment only if such site, project or 
activity lasts for a period of more than nine months. 

 
(4)  Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the  term "permanent 

establishment" shall be deemed not to include: 
 

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of 
goods or merchandise belonging to the enterprise; 

 
b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the 

enterprise solely for the purpose of storage, display or delivery; 
 

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the 
enterprise solely for the purpose of processing by another enterprise; 

 
d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of 

purchasing goods or merchandise or of collecting information, for the 
enterprise; 

 
e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of 

carrying on, for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary 
character; 

 
f)  the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of 

activities mentioned in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall 
activity of the fixed place of business resulting from this combination is of a 
preparatory or auxiliary character. 

 
(5)  Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other 

than an agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on 
behalf of an enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an 
authority to conclude contracts in the name of the enterprise, that enterprise shall be 
deemed to have a permanent establishment in that State in respect of any activities 
which that person undertakes for the enterprise, unless the activities of such person 
are limited to those mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed 
place of business, would not make this fixed place of business a permanent 
establishment under the provisions of that paragraph. 
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 6 

(6)  An  enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a 
Contracting State merely because it carries on business in that State through a 
broker, general commission agent or any other agent of an independent status, 
provided that such persons are acting in the ordinary course of their business. 
However, where the activities of such an agent are exercised wholly or almost wholly 
on behalf of that enterprise and where the conditions between the agent and the 
enterprise differ from those which would be made between independent persons, 
such agent shall not be considered an agent of an independent status within the 
meaning of this paragraph. In such case the provisions of paragraph 5 shall apply. 
 

(7)  The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is 
controlled by a company which is a resident of the other Contracting  State, or which carries 
on business in that other State (whether through a permanent establishment or otherwise), 
shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the other. 
 
 

Article 6 
 

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY 
 
 

(1)  Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property  
(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State 
may be taxed in that other State. 
 

(2)  The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the 
law of the Contracting State in which the property in question is situated. The term 
shall in any case include property accessory to immovable property, livestock and 
equipment used in agriculture and forestry, rights to which the provisions of general 
law respecting landed property apply, any option or similar right to acquire 
immovable property, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed 
payments as consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, 
sources and other natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded 
as immovable property. 
 

(3)  The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, 
letting, or use in any other form of immovable property, as well as income from the alienation 
of immovable property. 
 

(4)  Where the ownership of shares or other corporate rights in a company entitles the 
owner of such shares or corporate rights to the enjoyment of immovable property held by the 
company, the income from direct use, letting, or use in any other form of such right to 
enjoyment may be taxed in the Contracting State in which the immovable property is situated.  
 

(5)  The provisions of paragraphs 1, 3 and 4 shall also apply to the income from 
immovable property of an enterprise and to income from immovable property used 
for the performance of independent personal services. 
 
 

Article 7 
 

BUSINESS PROFITS 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 6 von 21

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 7 

 
 

(1)  The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that 
State unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through 
a permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as 
aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so 
much of them as is attributable to that permanent establishment. 
 

(2)  Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting 
State carries on business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein, there shall in each Contracting State be attributed to 
that permanent establishment the profits which it might be expected to make if it were 
a distinct and separate enterprise engaged in the same or similar activities under the 
same or similar conditions and dealing wholly independently with the enterprise of 
which it is a permanent establishment. 
 

(3)  In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed 
as deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent 
establishment, including executive and general administrative expenses so incurred, 
whether in the State in which the permanent establishment is situated or elsewhere. 
 

(4)  Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the 
profits to be attributed to a permanent establishment on the basis of an 
apportionment of the total profits of the enterprise to its various parts, nothing in 
paragraph 2 shall preclude that Contracting State from determining the profits to be 
taxed by such an apportionment as may be customary; the method of apportionment 
adopted shall, however, be such that the result shall be in accordance with the 
principles contained in this Article. 
 

(5)  No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the 
mere purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the 
enterprise. 
 

(6)  For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to 
the permanent establishment shall be determined by the same method year by year 
unless there is good and sufficient reason to the contrary. 
 

(7)  Where profits include items of income which are dealt with separately in other 
Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected 
by the provisions of this Article. 
 

(8)  The term "profits" as used in this Article includes the profits derived from a 
participation in a sleeping partnership (Stille Gesellschaft) created under Austrian law. 
 
 

Article 8 
 

SHIPPING AND AIR TRANSPORT 
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 8 

(1)  Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or 
aircraft in international traffic shall be taxable only in that State.  
 

(2)  The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation 
in a pool, a joint business or an international operating agency. 
 
 

Article 9 
 

ASSOCIATED ENTERPRISES 
 
 

(1)  Where 
 

 a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in 
the management, control or capital of an enterprise of the other 
Contracting State, or  

 
 b) the same persons participate directly or indirectly in the management, 

control or capital of an enterprise of a Contracting State and an 
enterprise of the other Contracting State, 

 
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in 
their commercial or financial relations which differ from those which would be made 
between independent enterprises, then any profits which would, but for those 
conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, 
have not so accrued, may be included in the profits of that enterprise and taxed 
accordingly. 
 

(2)  Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that 
State - and taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting 
State has been charged to tax in that other State and the profits so included are 
profits which would have accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the 
conditions made between the two enterprises had been those which would have 
been made between independent enterprises, then that other State shall make an 
appropriate adjustment to the amount of the tax charged therein on those profits. In 
determining such adjustment, due regard shall be had to the other provisions of this 
Convention and the competent authorities of the Contracting States shall if necessary 
consult each other. 

 
 

Article 10 
 

DIVIDENDS 
 
 

(1)  Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a 
resident of the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 

(2)  However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which 
the company paying the dividends is a resident and according to the laws of that 
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 9 

State, but if the beneficial owner of the dividends is a resident of the other 
Contracting State, the tax so charged shall not exceed: 
 

 a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is 
a company (other than a partnership) which holds directly at least 25 per 
cent of the capital of the company paying the dividends; 

 
 b) 10 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases. 

 
This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits 

out of which the dividends are paid. 
 

(3)  The term "dividends" as used in this Article means income from shares, 
"jouissance" shares or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other 
rights, not being debt-claims, participating in profits, as well as income from other 
corporate rights which is subjected to the same taxation treatment as income from 
shares by the laws of the State of which the company making the distribution is a 
resident. 
 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the 
dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State of which the company paying the dividends is a resident, through a 
permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent 
personal services from a fixed base situated therein, and the holding in respect of which the 
dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. 
In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 
 

(5)  Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income 
from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends 
paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of that other 
State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is effectively 
connected with a permanent establishment or a fixed base situated in that other State, nor 
subject the company's undistributed profits to a tax on the company's undistributed profits, 
even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of profits or 
income arising in such other State. 

 
 

Article 11 
 

INTEREST 
 
 

(1)  Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other State. 
 

(2)  However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it 
arises and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the 
interest is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not 
exceed 10 per cent of the gross amount of the interest.  
 

(3)  Notwithstanding the provisions of paragraph 2,  
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 10 

 a) interest arising in a Contracting State, derived and beneficially owned by 
the Government of the other Contracting State, including its political 
subdivisions and its local authorities, the Central Bank or any financial 
institution wholly owned by that Government, or interest derived on loans 
guaranteed by that Government shall be exempt from tax in the first-
mentioned State; 

 
 b) interest arising in a Contracting State shall be taxable only in the other 

Contracting State if: 
i)  the recipient is a resident of that other State, and 
ii) such recipient is an enterprise of that other State and is the beneficial 

owner of the interest, and  
iii) the interest is paid with respect to indebtedness arising on the sale 

on credit, by that enterprise, of any merchandise or industrial, 
commercial or scientific equipment to an enterprise of the first-
mentioned State, except where the sale or indebtedness is between 
related persons.  

 
(4)  The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every 

kind, whether or not secured by mortgage, and in particular, income from government 
securities and income from bonds or debentures, including premiums and prizes attaching to 
such securities, bonds or debentures. Penalty charges for late payment shall not be regarded 
as interest for the purpose of this Article. 
 

(5)  The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner 
of the interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the 
other Contracting State in which the interest  arises, through a permanent 
establishment situated therein, or performs in that other State independent personal 
services from a fixed base situated therein, and the debt-claim in respect of which the 
interest is paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed 
base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall 
apply. 
 

(6)  Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a 
resident of that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is 
a resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent 
establishment or a fixed base in connection with which the indebtedness on which 
the interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent 
establishment or fixed base, then such interest shall be deemed to arise in the State 
in which the permanent establishment or fixed base is situated. 

 
(7)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 

owner or between both of them and some other person, the amount of the interest, having 
regard to the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which would have been 
agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the 
provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the 
excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting 
State, due regard being had to the other provisions of this Convention. 

 
 

Article 12 
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 11 

ROYALTIES 
 
 

(1)  Royalties arising in a Contracting State and paid to a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other State.  
 

(2)  However, such royalties may also be taxed in the Contracting State in which 
they arise and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the 
royalties is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not 
exceed: 
 

 a) 5 per cent of the gross amount of the royalties paid for the use of 
industrial, commercial or scientific equipment;  

 
 b) 10 per cent of the gross amount of the royalties in all other cases. 

 
(3)  The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind 

received as a consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary,  
artistic or scientific work including cinematograph films and films or tapes for radio or 
television broad-casting, any patent, trade mark, design or model, plan, secret 
formula or process, or for the use of, or the right to use, industrial, commercial or 
scientific equipment, or for information concerning industrial, commercial or scientific 
experience. 
 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of 
the royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State in which the royalties arise, through a permanent establishment 
situated therein, or performs in that other State independent personal services from a 
fixed base situated therein, and the right or property in respect of which the royalties 
are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In 
such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 
 

(5)  Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a 
resident of that State. Where, however, the person paying the royalties, whether he is 
a resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent 
establishment or a fixed base in connection with which the liability to pay the royalties 
was incurred, and such royalties are borne by such permanent establishment or fixed 
base, then such royalties shall be deemed to arise in the State in which the 
permanent establishment or fixed base is situated. 
 

(6)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the 
beneficial owner or between both of them and some other person, the amount of the 
royalties, having regard to the use, right or information for which they are paid, 
exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer and the 
beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article 
shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the 
payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due 
regard being had to the other provisions of this Convention. 

 
 

Article 13 
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 12 

 
CAPITAL GAINS 

 
 

(1)  Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of 
immovable property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State 
or shares in a company the assets of which consist mainly of such property may be 
taxed in that other State.  
 

(2)  Gains from the alienation of movable property forming part of the business 
property of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State 
has in the other Contracting State or of movable property pertaining to a fixed base 
available to a resident of a Contracting State in the other Contracting State for the 
purpose of performing independent personal services including such gains from the 
alienation of such a permanent establishment (alone or with the whole enterprise) or 
of such fixed base, may be taxed in that other State. 
 

(3)  Gains derived by an enterprise of a Contracting State from the alienation of 
ships or aircraft operated in international traffic by that enterprise or movable property 
pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be taxable only in that State.  
 

(4)  Gains from the alienation of any property other than that referred to in 
paragraphs 1, 2 and 3, shall be taxable only in the Contracting State of which the 
alienator is a resident. 
 

 
Article 14 

 
INDEPENDENT PERSONAL SERVICES 

 
 

(1)  Income derived by an individual who is a resident of a Contracting State in respect of 
professional services or other activities of an independent character shall be taxable only in 
that State unless he has a fixed base regularly available to him in the other Contracting State 
for the purpose of performing his activities. If he has such a fixed base, the income may be 
taxed in the other Contracting State but only so much of it as is attributable to that fixed base. 
For this purpose, where an individual who is a resident of a Contracting State stays in the 
other Contracting State for a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any 
twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned, he shall be deemed 
to have a fixed base regularly available to him in that other State and the income that is 
derived from his activities referred to above that are performed in that other State shall be 
attributable to that fixed base. 
 

(2)  The term "professional services" includes especially independent scientific, literary, 
artistic, educational or teaching activities as well as the independent activities of physicians, 
lawyers, engineers, architects, dentists and accountants. 

 
 

Article 15 
 

DEPENDENT PERSONAL SERVICES 
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(1)  Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other similar 

remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment shall 
be taxable only in that State unless the employment is exercised in the other Contracting  
State. If the employment  is so exercised, such remuneration as is derived therefrom may be 
taxed in that other State. 
 

(2)  Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a 
resident of a Contracting  State  in respect of an employment exercised in the other 
Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State if: 
  

 a) the recipient is present in the other State for a period or periods not 
exceeding in the aggregate 183 days in any twelve month period 
commencing or ending in the fiscal year concerned, and  

 
 b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a 

resident of the other State, and 
 

 c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed 
base which the employer has in the other State. 

 
(3)  Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived 

in respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated in 
international traffic by an enterprise of a Contracting State, may be taxed in that State.  

 
 

Article 16 
 

DIRECTORS' FEES 
 
 

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in 
his capacity as a member of the board of directors or any other similar organ of a company 
which is a resident of the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 
 

Article 17 
 

ARTISTES AND SPORTSMEN 
 
 

(1)  Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a 
resident of a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, 
radio or television artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal 
activities as such exercised in the other Contracting State, may be taxed in that other 
State. 
 

(2)  Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a 
sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman 
himself but to another person, that income may, notwithstanding the provisions of 
Articles 7, 14 and 15, be taxed in the Contracting State in which the activities of the 
entertainer or sportsman are exercised. 
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(3)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from activities 

exercised in a Contracting State by an entertainer or a sportsman if the visit to that State is 
wholly or mainly supported by public funds of one or both of the Contracting States or 
political subdivisions or local authorities thereof. In such case, the income shall be taxable 
only in the Contracting State of which the entertainer or sportsman is a resident. 

 
 

Article 18 
 

PENSIONS 
 
 

Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other similar 
remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past employment 
shall be taxable only in that State. 
 
 

Article 19 
 

GOVERNMENT SERVICE 
 
 

(1) a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, 
paid by a Contracting State or a political subdivision or a local authority 
thereof to an individual in respect of services rendered to that State or 
subdivision or authority shall be taxable only in that State. 

 
 b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be 

taxable only in the other Contracting State if the services are rendered in 
that State and the individual is a resident of that State who: 

 
   (i) is a national of that State; or 

  (ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of 
 rendering the services. 

 
(2) a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a 

political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect 
of services rendered to that State or subdivision or authority shall be 
taxable only in that State. 

 
 b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting 

State if the individual is a resident of, and a national of, that State. 
 

(3)  The provisions of paragraph 1 of this Article shall likewise apply in respect of 
remuneration paid to the Austrian Foreign Trade Commissioner in Latvia and to the 
members of the staff of that Austrian Foreign Trade Commissioner. 

 
(4)  The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and other 

similar remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a 
business carried on by a Contracting State or a political subdivision or a local authority 
thereof. 
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Article 20 
 

STUDENTS 
 
 

Payments which a student, an apprentice or a trainee who is or was immediately 
before visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who 
is present in the first-mentioned State solely for the purpose of his education or 
training receives for the purpose of his maintenance, education or training shall not 
be taxed in that State, provided that such payments arise from sources outside that 
State. 
 
 

Article 21 
 

OFFSHORE ACTIVITIES 
 
 

(1)  The provisions of this Article shall apply notwithstanding the provisions of Articles 
4 to 20 of this Convention. 
 

(2)  For the purposes of this Article, the term "offshore activities" means activities 
carried on offshore in a Contracting State in connection with the exploration or 
exploitation of the sea bed and sub-soil and their natural resources situated in that State.  

 
(3)  A person who is a resident of a Contracting State and carries on offshore 

activities in the other Contracting State shall, subject to paragraph 4, be deemed to be 
carrying on business in that other State through a permanent establishment or a fixed 
base situated therein. 

 
(4)  The provisions of paragraph 3 shall not apply where the offshore activities are 

carried on for a period or periods not exceeding in the aggregate 30 days in any twelve 
month period. For the purposes of this paragraph: 
  

 a) offshore activities carried on by a person who is associated with another 
person shall be deemed to be carried on by the other person if the activities 
in question are substantially the same as those carried on by the first-
mentioned person, except to the extent that those activities are carried on 
at the same time as its own activities; 

 
 b) a person shall be deemed to be associated with another person if one is 

controlled directly or indirectly by the other, or both are controlled directly or 
indirectly by a third person or third persons. 

 
(5)  Salaries, wages and other similar remuneration derived by a resident of a 

Contracting State in respect of an employment connected with offshore activities in the 
other Contracting State may, to the extent that the duties are performed offshore in that 
other State, be taxed in that other State. However, such remuneration shall be taxable 
only in the first-mentioned State if the employment is carried on for an employer who is 
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not a resident of the other State and for a period or periods not exceeding in the 
aggregate 30 days in any twelve month period.  

 
(6)  Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of:  

  
 a) exploration or exploitation rights; or  

 
 b) property situated in the other Contracting State which is used in 

connection with the offshore activities carried on in that other State; or 
 

 c) shares deriving their value or the greater part of their value directly or 
indirectly from such rights or such property or from such rights and such 
property taken together;  

 
may be taxed in that other State. 
 
In this paragraph the term "exploration or exploitation rights" means rights to assets 

to be produced by offshore activities carried on in the other Contracting State, or to 
interests in or to the benefit of such assets. 
 
 

Article 22 
 

OTHER INCOME 
 
 

(1)  Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not 
dealt with in the foregoing Articles of this Convention shall be taxable only in that 
State. 
 

(2)  The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income 
from immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of 
such income, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State through a permanent establishment situated therein, or performs in 
that other State independent personal services from a fixed base situated therein, 
and the right or property in respect of which the income is paid is effectively 
connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the 
provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 
 
 

Article 23 
 

CAPITAL 
 
 

(1)  Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a 
resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be 
taxed in that other State. 
 

(2)  Capital represented by movable property forming part of the business property 
of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the 
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other Contracting State or by movable property pertaining to a fixed base available to 
a resident of a Contracting State in the other Contracting State for the purpose of 
performing independent personal services, may be taxed in that other State. 
 

(3)  Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic by an 
enterprise of a Contracting State and by movable property pertaining to the operation 
of such ships or aircraft, shall be taxable only in that State. 
 

(4)  All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be 
taxable only in that State. 
 
 

Article 24 
 

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 
 
 

(1)  In the case of a resident of Austria double taxation shall be avoided as follows: 
 

a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in 
accordance with the provisions of this Convention, may be taxed in 
Latvia, Austria shall, subject to the provisions of subparagraphs b) to e), 
exempt such income or capital from tax. 

 
b) Where a resident of Austria derives items of income which, in 

accordance with the provisions of Articles 10, 11 and 12 may be taxed in 
Latvia, Austria shall allow as a deduction from the tax on the income of 
that resident an amount equal to the tax paid in Latvia. Such deduction 
shall not, however, exceed that part of the tax, as computed before the 
deduction is given, which is attributable to such items of income derived 
from Latvia. 

 
c) Where in accordance with any provision of the Convention income 

derived or capital owned by a resident of Austria is exempt from tax in 
Austria, Austria may nevertheless, in calculating the amount of tax on the 
remaining income or capital of such resident, take into account the 
exempted income or capital. 

 
d) Income derived by a resident of Austria which is considered by Austria to 

be taxable under this Convention in Latvia may nevertheless be taxed in 
Austria if, after the conduct of a mutual agreement procedure, Latvia 
exempts that income from tax by virtue of this Convention. 

 
e) Where a company that is a resident of Austria derives dividends from a 

company that is a resident of Latvia in which it owns at least 10% of the 
share capital Austria shall exempt such dividends under the conditions 
set out for the international holding privilege in the generally applicable 
provisions of the law of Austria. 

 
(2)  In the case of a resident of Latvia double taxation shall be avoided as follows: 
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a)   Where a resident of Latvia derives income or owns capital which, in 
accordance with this Convention, may be taxed in Austria, unless a more 
favourable treatment is provided in its domestic law, Latvia shall allow: 

 
 i)  as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount 

equal to the income tax paid thereon in Austria; 
 

 ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount 
equal to the capital tax paid thereon in Austria. 

 
Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the 
income tax or capital tax in Latvia as computed before the deduction is 
given, which is attributable, as the case may be, to the income or the capital 
which may be taxed in Austria. 

 
b)   For the purposes of subparagraph a), where a company that is a resident of 

Latvia receives a dividend from a company that is a resident of Austria in 
which it owns at least 10 per cent of its shares having full voting rights, the 
tax paid in Austria shall include not only the tax paid on the dividend, but 
also the tax paid on the underlying profits of the company out of which the 
dividend was paid. 

 
 

Article 25 
 

NON-DISCRIMINATION 
 
 

(1)  Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting 
State to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more 
burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals of that 
other State in the same circumstances, in particular with respect to residence, are or 
may be subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1, 
also apply to persons who are not residents of one or both of the Contracting States. 
 

(2)  Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be 
subjected in either Contracting State to any taxation or any requirement connected 
therewith, which is other or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which nationals of the State concerned in the same circumstances 
are or may be subjected. 
 

(3)  The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a 
Contracting State has in the other Contracting State shall not be less favourably 
levied in that other State than the taxation levied on enterprises of  that other State 
carrying on the same activities. This provision shall not be construed as obliging a 
Contracting State to grant to residents of the other Contracting State any personal 
allowances, reliefs and reductions for taxation purposes on account of civil status or 
family responsibilities which it grants to its own residents. 
 

(4)  Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 
11, or paragraph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements 
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paid by an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting 
State shall, for the purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be 
deductible under the same conditions as if they had been paid to a resident of the 
first-mentioned State. Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a 
resident of the other Contracting State shall, for the purpose of determining the 
taxable capital of such enterprise, be deductible under the same conditions as if they 
had been contracted to a resident of the first-mentioned State. 
 

(5)  Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly 
owned or controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other 
Contracting State, shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation 
or any requirement connected therewith which is other or more burdensome than the 
taxation and connected requirements to which other similar enterprises of the 
first-mentioned State are or may be subjected. 
 

(6)  The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, 
apply to taxes of every kind and description. 
 
 

Article 26 
 

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE 
 
 

(1)  Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting 
States result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of 
this Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law 
of those States, present his case to the competent authority of the Contracting State 
of which he is a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 25, to that 
of the Contracting State of which he is a national. The case must be presented within 
three years from the first notification of the action resulting in taxation not in 
accordance with the provisions of the Convention. 
 

(2)  The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be 
justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the 
case by mutual agreement with the competent authority of the other Contracting 
State, with a view to the avoidance of taxation which is not in accordance with the 
Convention. Any agreement reached shall be implemented notwithstanding any time 
limits in the domestic law of the Contracting States. 
 

(3)  The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by 
mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of 
the Convention. They may also consult together for the elimination of double taxation in 
cases not provided for in the Convention. 
 

(4)  The competent authorities of the Contracting States may communicate with 
each other directly, including through a joint commission consisting of themselves or 
their representatives, for the purpose of reaching an agreement in the sense of the 
preceding paragraphs.  
 
 

Article 27 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Juli 2007 - Nr. 76 19 von 21

www.ris.bka.gv.at

Geä
nd

ert
 du

rch
 BGBl.- 

III 
Nr. 9

3/2
01

8 /
 Amen

de
d b

y F
ed

era
l L

aw
 G

az
ett

e I
II N

o. 
93

/20
18



 20 

 
EXCHANGE OF INFORMATION 

 
 

(1)  The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information 
as is necessary for carrying out the provisions of this Convention or of the domestic laws of 
the Contracting States concerning taxes covered by the Convention insofar as the taxation 
thereunder is not contrary to the Convention. The exchange of information is not restricted by 
Article 1. Any information received by a Contracting State shall be treated as secret in the 
same manner as information obtained under the domestic laws of that State and shall be 
disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative bodies) 
concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, 
or the determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Convention. Such 
persons or authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose 
the information in public court proceedings or in judicial decisions. 
 

(2)  In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose 
on a Contracting State the obligation: 
 

 a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 
administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 
 b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the 

normal course of the administration of that or of the other Contracting 
State; 

 
 c)to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 

commercial or professional secret or trade process, or information, the 
disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public). 

 
 

Article 28 
 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 
 
 

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic 
missions or consular posts under the general rules of international law or under the 
provisions of special agreements. 
 
 

Article 29 
 

ENTRY INTO FORCE 
 
 

(1)  The Contracting States shall notify each other when the constitutional 
requirements for the entry into force of this Convention have been complied with.  

 
(2)  The Convention shall enter into force on the date of the later of the 

notifications referred to in paragraph 1 and its provisions shall have effect in both 
Contracting States: 
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 a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the 

first day of January in the calendar year next following the year in which 
the Convention enters into force;  

 
 b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes 

chargeable for any fiscal year beginning on or after the first day of 
January in the calendar year next following the year in which the 
Convention enters into force.  

 
 

Article 30 
 

TERMINATION 
 
 

This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. 
Either Contracting State may terminate the Convention, through diplomatic channels, 
by giving written notice of termination at least six months before the end of any 
calendar year. In such event, the Convention shall cease to have effect in both 
Contracting States: 
 

 a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the 
first day of January in the calendar year next following the year in which 
the notice has been given;  

 
 b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes 

chargeable for any fiscal year beginning on or after the first day of 
January in the calendar year next following the year in which the notice 
has been given.  

 
 
 
 In witness whereof, the undersigned, duly authorised thereto, have signed this 
Convention. 
 
 
 
 
 
 Done in duplicate at Vienna this 14 of December 2005, in the German, 
Latvian and English languages, all three texts being equally authentic. In the case of 
divergence of interpretation the English text shall prevail. 
 
 
 
For the Republic of Austria:                      For the Republic of Latvia: 
 
  Karl-Heinz Grasser m.p.                                        Oskars Spurdziņš m.p.  
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AUSTRIJAS REPUBLIKAS  

UN  

LATVIJAS REPUBLIKAS  

KONVENCIJA 

PAR NODOKĻU DUBULTĀS UZLIKŠANAS  

NOVĒRŠANU ATTIECĪBĀ UZ 

IENĀKUMA UN KAPITĀLA NODOKĻIEM 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Austrijas Republika un Latvijas Republika, apliecinādamas vēlēšanos noslēgt Konvenciju 
par nodokļu dubultās uzlikšanas novēršanu  attiecībā  uz  ienākuma un kapitāla 
nodokļiem,  
 
vienojas par tālāk minēto: 
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 2 

 
1.pants 

PERSONAS, UZ KURĀM ATTIECAS KONVENCIJA 
 

Šī Konvencija  attiecas uz personām, kas ir vienas vai abu Līgumslēdzēju Valstu 
rezidenti. 

 
2.pants 

NODOKĻI, UZ KURIEM ATTIECAS KONVENCIJA 
 

1.  Šī Konvencija attiecas uz ienākuma un kapitāla nodokļiem, kuri tiek uzlikti 
Līgumslēdzējas Valsts vai tās politiski administratīvo vienību vai pašvaldību  labā 
neatkarīgi no šo nodokļu uzlikšanas veida. 

 
2. Par ienākuma un kapitāla nodokļiem uzskatāmi visi nodokļi, ko uzliek kopējam 

ienākumam, kopējam kapitālam vai ienākuma vai kapitāla daļai, tajā skaitā nodokļi, ko 
uzliek  kapitāla pieaugumam no kustamā un nekustamā īpašuma atsavināšanas, un 
nodokļi no kapitāla vērtības pieauguma. 

 
3.  Esošie nodokļi, uz kuriem attiecas šī Konvencija, konkrēti ir: 

 
a) Austrijā: 

 
i) ienākuma nodoklis (die Einkommensteuer); 
ii) uzņēmumu nodoklis (die Körperschaftsteuer); 
iii) zemes nodoklis (die Grundsteuer); 
iv) lauksaimniecības un mežrūpniecības uzņēmumu nodoklis (die Abgabe 

von land – und forstwirtschaftlichen Betrieben); 
v) brīvo zemes gabalu vērtības nodoklis (die Abgabe vom Bodenwert bei 

unbebauten Grundstücken); 
 

  (turpmāk – Austrijas nodokļi); 
 

b) Latvijā: 
 

i) uzņēmumu ienākuma nodoklis; 
ii) iedzīvotāju ienākuma nodoklis; 
iii) nekustamā īpašuma nodoklis; 
 

  (turpmāk – Latvijas nodokļi). 
 

4.  Šī Konvencija attiecas arī uz visiem identiskiem vai pēc būtības līdzīgiem 
nodokļiem, kuri, papildinot vai  aizstājot esošos nodokļus,  tiks ieviesti  pēc šīs  
Konvencijas parakstīšanas datuma. Abu Līgumslēdzēju Valstu  kompetentās  iestādes 
savstarpēji informē viena otru par jebkuriem būtiskiem grozījumiem šo valstu attiecīgajos 
nodokļu normatīvajos aktos. 
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 3 

3.pants 
VISPĀRĪGĀS DEFINĪCIJAS 

 
1.    Ja no konteksta nav izsecināms citādi, tad šajā Konvencijā:                                  

 
a) termins “Austrija” nozīmē Austrijas Republiku; 
 
b) termins “Latvija” nozīmē Latvijas Republiku, un, lietots ģeogrāfiskā  nozīmē, tas 

apzīmē Latvijas Republikas teritoriju un jebkuru citu Latvijas Republikas 
teritoriālajiem ūdeņiem piegulošu teritoriju, kurā saskaņā ar Latvijas 
normatīvajiem aktiem un starptautiskajām tiesībām var tikt īstenotas Latvijas 
tiesības uz jūras un zemes dzīlēm un tur esošajiem dabas resursiem; 

 
c)  termini “Līgumslēdzēja Valsts” un “otra Līgumslēdzēja Valsts” atkarībā no 

konteksta nozīmē Latviju vai Austriju; 
 
d) termins “persona” nozīmē fizisko personu, sabiedrību un jebkuru citu personu 

apvienību; 
 
e) termins “sabiedrība” nozīmē jebkuru korporatīvu apvienību vai jebkuru vienību, 

kas nodokļu uzlikšanas nolūkā tiek uzskatīta par korporatīvu apvienību; 
 
f) termini “Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums” un “otras Līgumslēdzējas Valsts 

uzņēmums” attiecīgi nozīmē uzņēmumu, ko vada Līgumslēdzējas Valsts 
rezidents, un uzņēmumu, ko vada otras Līgumslēdzējas Valsts rezidents; 

 
g) termins “starptautiskā satiksme” nozīmē jebkurus pārvadājumus ar jūras vai 

gaisa transportlīdzekļiem, ko veic Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums, izņemot 
tos gadījumus, kad jūras vai gaisa transportlīdzekļi pārvietojas vienīgi otras 
Līgumslēdzējas Valsts iekšienē; 

 
h) termins “kompetentā iestāde” nozīmē: 
 

(i) Austrijā: Federālo finanšu ministru vai tā pilnvaroto pārstāvi; 
(ii)  Latvijā: Finanšu ministriju vai tās pilnvaroto pārstāvi; 

 
i) termins “pilsonis” nozīmē: 

 
(i) ikvienu fizisku personu, kurai ir Līgumslēdzējas Valsts pilsonība; 
(ii) ikvienu juridisku personu, līgumsabiedrību vai asociāciju, kuras statuss 

izriet no spēkā esošajiem Līgumslēdzējas Valsts normatīvajiem aktiem. 
 
2.  Līgumslēdzējām Valstīm jebkurā laikā piemērojot šo Konvenciju, visiem tajā 

nedefinētajiem terminiem ir tāda nozīme, kādā tie attiecīgās Līgumslēdzējas Valsts   
normatīvajos aktos konkrētajā laikā lietoti sakarā ar nodokļiem, uz kuriem attiecas 
Konvencija, ja vien no konteksta nav izsecināms citādi, turklāt šīs valsts attiecīgajos 
nodokļu normatīvajos aktos paredzētā nozīme prevalē pār citos šīs valsts normatīvajos 
aktos paredzēto nozīmi.  

 
 
 
 
 

4.pants 
REZIDENTS 
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 4 

1. Šajā Konvencijā termins “Līgumslēdzējas Valsts rezidents” nozīmē jebkuru personu, 
kurai saskaņā ar šīs valsts normatīvajiem aktiem uzliek nodokļus, pamatojoties uz tās 
pastāvīgo dzīvesvietu, rezidenci, vadības atrašanās vietu, inkorporācijas vietu vai  
jebkuru citu līdzīgu kritēriju, un ietver arī attiecīgo valsti un jebkuru tās politiski 
administratīvo vienību vai pašvaldību. Tomēr šis termins neietver tās personas, kurām 
šajā valstī nodokļi tiek uzlikti tikai attiecībā uz to ienākumiem no šajā valstī esošajiem 
peļņas avotiem vai tajā esošo kapitālu. 
 

2. Ja saskaņā ar 1.daļas noteikumiem fiziskā persona ir abu Līgumslēdzēju Valstu 
rezidents, tās statuss nosakāms šādi: 

 
a) šī persona tiks uzskatīta tikai par tās valsts rezidentu, kurā atrodas tās 

pastāvīgā dzīvesvieta; ja tās pastāvīgā dzīvesvieta ir abās valstīs, šī persona 
tiks uzskatīta tikai par tās valsts rezidentu, ar kuru tai ir ciešākas personiskās 
un ekonomiskās attiecības (vitālo interešu centrs); 

 
b) ja nav iespējams noteikt valsti, kurā šai personai ir vitālo interešu centrs, vai arī 

tai nav pastāvīgas dzīvesvietas nevienā no abām valstīm, šī persona tiks 
uzskatīta tikai par tās valsts rezidentu, kas ir tās ierastā mītnes zeme; 

 
c) ja šai personai ierastā mītnes zeme ir abas valstis vai nav neviena no tām, tā 

tiks uzskatīta tikai par tās valsts rezidentu, kuras pilsonis ir šī persona; 
 
d) ja šī persona ir abu valstu pilsonis vai nav nevienas šīs valsts pilsonis, 

Līgumslēdzēju Valstu kompetentās iestādes izšķir šo jautājumu, savstarpēji 
vienojoties. 
 

3. Ja saskaņā ar 1.daļas noteikumiem persona, kas nav fiziskā persona, ir abu 
Līgumslēdzēju Valstu rezidents, Līgumslēdzēju Valstu kompetentās iestādes cenšas 
atrisināt šo jautājumu, savstarpēji vienojoties, lai noteiktu šīs Konvencijas piemērošanas 
veidu šādai personai. Ja šādas vienošanās nav, šāda persona netiks uzskatīta par 
rezidentu nevienā no Līgumslēdzējām Valstīm Konvencijā noteikto atvieglojumu 
izmantošanai. 
 

5.pants 
PASTĀVĪGĀ PĀRSTĀVNIECĪBA 

 
1. Šajā Konvencijā termins “pastāvīgā pārstāvniecība” nozīmē noteiktu darbības vietu, 

kur uzņēmums pilnīgi vai daļēji veic uzņēmējdarbību. 
 

2.   Termins “pastāvīgā pārstāvniecība” ietver: 
 

a) uzņēmuma vadības atrašanās vietu; 
 
b) filiāli; 
 
c) biroju; 
 
d) fabriku; 
 
e) darbnīcu; un 
 
f) šahtu, naftas vai gāzes ieguves vietu, akmeņlauztuves vai jebkuru citu ar 

dabas resursu ieguvi saistītu vietu. 
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 5 

3. Būvlaukums, celtniecības, montāžas vai instalācijas projekts vai ar tiem saistītā 
pārraudzības darbība tiks uzskatīta par pastāvīgo pārstāvniecību tikai tad, ja tie notiek 
ilgāk nekā deviņus mēnešus. 

 
4. Neatkarīgi no šī panta iepriekšējiem noteikumiem termins “pastāvīgā 

pārstāvniecība” neietver: 
 

a) ēku un iekārtu izmantošanu tikai un vienīgi uzņēmumam piederošo preču vai 
izstrādājumu uzglabāšanai, demonstrēšanai vai piegādēm; 

 
b) uzņēmumam piederošos preču vai izstrādājumu krājumus, kas paredzēti tikai 

un vienīgi uzglabāšanai, demonstrēšanai vai piegādēm;   
 
c) uzņēmumam piederošos preču vai izstrādājumu krājumus, kas paredzēti tikai 

un vienīgi pārstrādei citā uzņēmumā; 
 
d) noteiktu darbības vietu, kas paredzēta tikai un vienīgi preču vai izstrādājumu 

iepirkšanai vai informācijas vākšanai uzņēmuma vajadzībām; 
 
e) noteiktu darbības vietu, kas paredzēta tikai un vienīgi tam, lai veiktu 

uzņēmuma labā jebkurus citu sagatavošanas vai palīgdarbību; 
 
f) noteiktu darbības vietu, kas paredzēta tikai un vienīgi, lai nodarbotos ar a) 

līdz e) punktā minētajām darbībām jebkādā to kombinācijā, ja darbību 
kombinācijai kopumā ir sagatavošanas vai palīgdarbības raksturs. 

 
5. Neatkarīgi no 1. un 2.daļas noteikumiem, ja persona, kas nav 6.daļā minētais 

neatkarīga statusa aģents, darbojas uzņēmuma labā un tai ir piešķirtas pilnvaras 
Līgumslēdzējā Valstī noslēgt līgumus uzņēmuma vārdā, un tā pastāvīgi izmanto šīs 
pilnvaras, tad attiecībā uz visām darbībām, ko šāda persona veic uzņēmuma labā, tiek 
uzskatīts, ka uzņēmumam ir pastāvīgā pārstāvniecība attiecīgajā valstī, izņemot, ja šāda 
persona veic tikai 4.daļā paredzētās darbības, kuras veicot noteiktā darbības vietā, šāda 
noteikta darbības vieta saskaņā ar minēto daļu netiek uzskatīta par pastāvīgo 
pārstāvniecību. 
 

6. Tiks uzskatīts, ka uzņēmumam nav pastāvīgās pārstāvniecības Līgumslēdzējā 
Valstī, ja uzņēmums veic uzņēmējdarbību šajā valstī, izmantojot vienīgi brokeri, 
tirdzniecības aģentu vai jebkuru citu neatkarīga statusa aģentu, ar nosacījumu, ka šīs 
personas veic savu parasto uzņēmējdarbību. Tomēr, ja  šāda aģenta darbība pilnīgi vai 
gandrīz pilnīgi tiek veikta uzņēmuma labā un ja aģenta un uzņēmuma attiecības atšķiras 
no tādām attiecībām, kādas būtu nodibinātas starp neatkarīgām personām, šādu  aģentu  
nevar  uzskatīt  par  neatkarīga statusa aģentu šajā daļā minētajā nozīmē. Šādā 
gadījumā tiks piemēroti 5.daļas noteikumi. 
 

7.  Fakts, ka sabiedrība – Līgumslēdzējas Valsts rezidents kontrolē sabiedrību, kura ir 
otras Līgumslēdzējas Valsts rezidents vai kura veic uzņēmējdarbību šajā otrā valstī 
(izmantojot pastāvīgo pārstāvniecību vai kādā citā veidā), vai ir pakļauta šādas 
sabiedrības kontrolei, pats par sevi nenozīmē, ka kāda no šīm sabiedrībām ir otras 
sabiedrības pastāvīgā pārstāvniecība. 
 

6.pants 
IENĀKUMS NO NEKUSTAMĀ ĪPAŠUMA 

 
1. Ienākumam, ko Līgumslēdzējas Valsts rezidents gūst no nekustamā īpašuma (arī 

ienākumam no lauksaimniecības un mežsaimniecības), kas atrodas otrā Līgumslēdzējā 
Valstī, var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 
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 6 

 
2. Terminam “nekustamais īpašums” būs tāda nozīme, kāda tam ir tās 

Līgumslēdzējas Valsts normatīvajos aktos, kurā atrodas attiecīgais īpašums. Jebkurā 
gadījumā šis termins ietver īpašumu, kas ir piederīgs nekustamajam īpašumam, 
mājlopus un iekārtas, ko izmanto lauksaimniecībā un mežsaimniecībā, tiesības, uz 
kurām attiecas zemes īpašuma tiesību vispārīgie noteikumi, jebkuras tiesības izmantot 
iespēju iegādāties nekustamo īpašumu vai līdzīgas tiesības iegūt nekustamo īpašumu, 
nekustamā īpašuma lietojumu un tiesības uz mainīgiem vai nemainīgiem maksājumiem 
kā atlīdzību par derīgo izrakteņu iegulu, dabas atradņu un citu dabas resursu 
izmantošanu vai tiesībām tos izmantot; jūras un gaisa transportlīdzekļi netiks uzskatīti 
par nekustamo īpašumu.  
 

3. 1.daļas noteikumi tiks piemēroti attiecībā uz ienākumu no nekustamā īpašuma 
tiešas izmantošanas, izīrēšanas vai izmantošanas citā veidā, kā arī uz ienākumu no 
nekustamā īpašuma atsavināšanas. 
 

4. Ja sabiedrības akcijas vai citas korporatīvās tiesības dod to īpašniekam tiesības uz 
sabiedrības nekustamā īpašuma izmantošanu, tad ienākumam no šo tiesību tiešas 
izmantošanas, izīrēšanas vai lietošanas jebkādā citā veidā var uzlikt nodokļus tajā 
Līgumslēdzējā Valstī, kurā atrodas šis nekustamais īpašums. 
 

5. 1., 3. un 4.daļas noteikumi tiks piemēroti attiecībā uz ienākumu no uzņēmuma 
nekustamā īpašuma, kā arī attiecībā uz ienākumu no nekustamā īpašuma, ko  izmanto 
neatkarīgu individuālu pakalpojumu sniegšanai. 

 
7.pants 

UZŅĒMĒJDARBĪBAS PEĻŅA 
 

1.  Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma peļņai tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī, 
izņemot, ja uzņēmums veic uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, izmantojot tur 
esošo pastāvīgo pārstāvniecību. Ja uzņēmums veic uzņēmējdarbību minētajā veidā, 
uzņēmuma peļņai var uzlikt nodokļus otrā valstī, bet tikai tai peļņas daļai, ko var 
attiecināt uz šo pastāvīgo pārstāvniecību. 
 

2. Saskaņā ar 3.daļas noteikumiem, ja Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums veic 
uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, izmantojot tur esošo pastāvīgo 
pārstāvniecību, katrā Līgumslēdzējā Valstī uz šo pastāvīgo pārstāvniecību attiecināms 
tāds peļņas daudzums, kādu tā varētu gūt, ja tā būtu nodalīts un atsevišķs uzņēmums, 
kas veic tādu pašu  vai līdzīgu uzņēmējdarbību tādos pašos vai līdzīgos apstākļos un 
pilnīgi neatkarīgi veiktu darījumus ar uzņēmumu, kura pastāvīgā pārstāvniecība tā ir. 
 

3. Nosakot pastāvīgās pārstāvniecības peļņu, tiks atļauts atskaitīt izdevumus, kas 
radušies pastāvīgās pārstāvniecības vajadzībām tās atrašanās valstī vai citur, tajā skaitā 
operatīvos un vispārējos administratīvos izdevumus. 
 

4. Ja Līgumslēdzējā Valstī peļņu, kas attiecināma uz pastāvīgo pārstāvniecību, 
nosaka, sadalot uzņēmuma kopīgo peļņu proporcionāli starp tā struktūrvienībām, 2.daļa 
neaizliedz Līgumslēdzējai Valstij kā parasti pēc šī  principa noteikt peļņas daļu, kurai 
uzliek nodokļus; izmantotajai sadales metodei tomēr jābūt tādai, lai rezultāts atbilstu šajā 
pantā ietvertajiem principiem. 

 
5. Uz pastāvīgo pārstāvniecību netiks attiecināta peļņa tikai tāpēc vien, ka tā ir 

iegādājusies preces vai izstrādājumus uzņēmuma, kura pastāvīgā pārstāvniecība tā ir, 
vajadzībām. 
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 7 

6. Lai piemērotu iepriekšējo daļu noteikumus, peļņu, ko attiecina uz pastāvīgo 
pārstāvniecību, katru gadu nosaka ar vienu un to pašu metodi, izņemot, ja ir pietiekams 
iemesls rīkoties citādi. 

 
7. Ja peļņā ir ietverti citos šīs Konvencijas pantos atsevišķi aplūkotie ienākuma veidi, 

šī panta noteikumi neietekmēs šo citu pantu noteikumus.  
 
8.  Šajā pantā lietotais termins “peļņa” ietver arī peļņu, kas gūta no dalības guļošā 

līgumsabiedrībā (Stille Gesellschaft), kas izveidota saskaņā ar Austrijas likumu.   
 

8.pants 
KUĢNIECĪBA UN GAISA TRANSPORTS 

 
1. Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma gūtajai peļņai no jūras vai gaisa 

transportlīdzekļu izmantošanas starptautiskajā satiksmē uzliek nodokļus tikai šajā valstī.  
 

2. 1.daļas noteikumi attiecas arī uz peļņu, kas gūta no piedalīšanās pulā, kopējā 
uzņēmējdarbībā vai starptautiskās satiksmes transporta aģentūrā. 

 
9.pants 

SAISTĪTIE UZŅĒMUMI 
 

1. Ja: 
 

a) Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums tieši vai netieši piedalās otras 
Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma vadībā vai kontrolē vai arī tam pieder daļa 
no šī uzņēmuma kapitāla;  vai 

 
b) vienas un tās pašas personas tieši vai netieši piedalās Līgumslēdzējas 

Valsts uzņēmuma un otras Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma vadībā vai 
kontrolē vai arī tām pieder daļa no šo uzņēmumu kapitāla, 

 
un jebkurā no šiem gadījumiem šo divu uzņēmumu komerciālās vai finanšu attiecības 
tiek veidotas vai nodibinātas pēc noteikumiem, kas atšķiras no tiem noteikumiem, kuri 
būtu spēkā starp diviem neatkarīgiem uzņēmumiem, tad jebkura peļņa, ko gūtu viens no 
uzņēmumiem, bet iepriekšminēto noteikumu ietekmē nav guvis, var tikt iekļauta šī 
uzņēmuma peļņā, un tai var atbilstoši uzlikt nodokļus. 
 

2. Ja Līgumslēdzēja Valsts iekļauj šīs valsts uzņēmuma peļņā un attiecīgi uzliek 
nodokļus tai peļņai, attiecībā uz kuru otrā valstī otras Līgumslēdzējas Valsts 
uzņēmumam ir uzlikts nodoklis, un šī iekļautā peļņa ir tāda peļņa, kuru būtu guvis pirmās 
Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums, ja attiecības starp šiem diviem uzņēmumiem būtu 
bijušas tādas, kādas pastāvētu starp diviem neatkarīgiem uzņēmumiem, tad otra valsts 
veic atbilstošas korekcijas attiecībā uz nodokļa lielumu, kāds tiek uzlikts šai peļņai otrā 
valstī. Nosakot šīs korekcijas, ņem vērā citus šīs Konvencijas noteikumus un, ja 
nepieciešams, rīko Līgumslēdzēju Valstu kompetento iestāžu konsultācijas. 

 
10.pants 

DIVIDENDES 
 

1. Dividendēm, ko sabiedrība – Līgumslēdzējas Valsts rezidents izmaksā otras 
Līgumslēdzējas Valsts rezidentam, var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 
 

2. Tomēr šīm dividendēm var uzlikt nodokļus arī atbilstoši attiecīgās valsts 
normatīvajiem aktiem tajā Līgumslēdzējā Valstī, kuras rezidents ir sabiedrība, kas 
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 8 

izmaksā dividendes, bet, ja šo dividenžu īstenais īpašnieks ir otras Līgumslēdzējas 
Valsts rezidents, nodoklis nedrīkst pārsniegt: 

 
a) 5 procentus no dividenžu  kopapjoma, ja dividenžu īstenais īpašnieks ir 

sabiedrība (kas nav līgumsabiedrība), kura tieši pārvalda vismaz 25 
procentus tās sabiedrības kapitāla, kura izmaksā dividendes; 

 
b) 10 procentu no dividenžu kopapjoma visos pārējos gadījumos. 

 
Šī daļa neietekmēs nodokļu uzlikšanu sabiedrības peļņai, no kuras izmaksā 

dividendes. 
 

3.  Termins “dividendes” šajā pantā nozīmē ienākumu no akcijām, "jouissance" 
akcijām (dod tiesības uz sabiedrības īpašuma daļu tās likvidācijas gadījumā) vai 
"jouissance" tiesībām (tiesības piedalīties sabiedrības peļņas sadalē, neatbildot par 
sabiedrības saistībām), kalnrūpniecības uzņēmumu akcijām, dibinātāju akcijām vai citām 
tādām tiesībām piedalīties peļņas sadalē, kuras nav parāda prasības, kā arī tādu 
ienākumu no citām korporatīvām tiesībām, uz ko saskaņā ar tās valsts normatīvajiem 
aktiem,  kuras  rezidents  ir  sabiedrība,  kas veic peļņas sadali, attiecas tāds  pats 
nodokļu uzlikšanas režīms kā uz ienākumu no akcijām.  

 
4. 1. un 2.daļas noteikumus nepiemēro, ja dividenžu īstenais īpašnieks, kurš ir  

Līgumslēdzējas Valsts rezidents, veic uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, kuras 
rezidents ir dividendes izmaksājošā sabiedrība, izmantojot tur esošo pastāvīgo 
pārstāvniecību, vai arī sniedz neatkarīgus individuālos pakalpojumus šajā otrā valstī, 
izmantojot tajā izvietoto pastāvīgo bāzi, un ja līdzdalība, par kuru tiek izmaksātas 
dividendes, ir faktiski saistīta ar šo pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo bāzi. Šajā 
gadījumā atkarībā no apstākļiem piemēro 7. vai 14.panta noteikumus. 
 

5. Ja sabiedrība - Līgumslēdzējas Valsts rezidents gūst peļņu vai ienākumus otrā 
Līgumslēdzējā Valstī, šī otra valsts nedrīkst nedz uzlikt jebkādus nodokļus šīs 
sabiedrības izmaksātajām dividendēm, izņemot, ja dividendes tiek izmaksātas otras 
valsts rezidentam vai ja līdzdalība, par kuru tiek izmaksātas dividendes, ir faktiski saistīta 
ar pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo bāzi šajā otrā valstī; nedz arī uzlikt 
nesadalītās peļņas nodokli sabiedrības nesadalītajai peļņai pat tad, ja izmaksātās 
dividendes vai nesadalītā peļņa pilnīgi vai daļēji sastāv no otrā valstī gūtās peļņas vai 
ienākuma. 

 
11.pants 

PROCENTI 
 

1. Procentiem, kas rodas Līgumslēdzējā Valstī un tiek izmaksāti otras Līgumslēdzējas 
Valsts rezidentam, var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī.  
 

2. Tomēr šiem procentiem var uzlikt nodokļus arī atbilstoši attiecīgās valsts 
normatīvajiem aktiem tajā Līgumslēdzējā Valstī, kurā tie rodas, bet, ja šo procentu 
īstenais īpašnieks ir otras Līgumslēdzējas Valsts rezidents, tad nodoklis nedrīkst 
pārsniegt 10 procentu no šo procentu kopapjoma. 
 

3.   Neatkarīgi no 2.daļas noteikumiem: 
 
a) procenti, kas rodas Līgumslēdzējā Valstī, ko gūst un kuru īstenais īpašnieks ir 

otras Līgumslēdzējas Valsts valdība, arī tās politiski administratīvās vienības un 
tās pašvaldības, centrālā banka vai jebkāda cita finanšu institūcija, kas pilnībā 
pieder šai valdībai, vai procentu maksājumi, kas gūti par aizdevumiem, kam 
galvojumu devusi šī valdība, pirmajā valstī tiks atbrīvoti no nodokļu uzlikšanas; 
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 9 

 
b) procenti, kas rodas Līgumslēdzējā Valstī, var tikt aplikti ar nodokļiem tikai otrā 

Līgumslēdzējas Valstī, ja: 
 

(i) saņēmējs ir otras valsts rezidents, un  
(ii) tāds saņēmējs ir otras valsts uzņēmums un ir procentu īstenais 

īpašnieks, un  
(iii) procenti tiek maksāti par parādu saistībām, kuras izveidojušās, ja šis 

uzņēmums pārdod uz nomaksu pirmās minētās valsts uzņēmumam 
jebkuras preces vai ražošanas, komerciālās vai zinātniskās iekārtas, 
izņemot gadījumus, kad šāda pārdošana ir veikta vai parādu saistības 
ir izveidojušās starp saistītām personām. 

 
4. Šajā pantā termins “procenti” nozīmē ienākumu no jebkāda veida parāda 

prasībām neatkarīgi no tā, vai tās ir vai nav nodrošinātas ar hipotēku, un it īpaši 
ienākumu no valdības vērtspapīriem un ienākumu no obligācijām vai parādzīmēm, tajā 
skaitā prēmijas un balvas, kas piederīgas šiem vērtspapīriem, obligācijām vai 
parādzīmēm. Soda naudas, kas saņemtas par laikā neveiktajiem maksājumiem, netiks 
uzskatītas par procentiem šī panta noteikumu piemērošanai. 
 

5. 1., 2. un 3. daļas noteikumi netiks piemēroti, ja procentu īstenais īpašnieks, kas ir 
Līgumslēdzējas Valsts rezidents, veic uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, kurā 
šie procenti rodas, izmantojot tur esošo pastāvīgo pārstāvniecību, vai arī sniedz 
neatkarīgus individuālos pakalpojumus šajā otrā valstī, izmantojot tajā izvietoto 
pastāvīgo bāzi, un ja parāda prasības, uz kuru pamata tiek maksāti procenti, ir faktiski 
saistītas ar šo pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo bāzi. Šajā gadījumā atkarībā no 
apstākļiem piemēro 7. vai 14.panta noteikumus. 
 

6.  Ja procentu maksātājs ir Līgumslēdzējas Valsts rezidents, tiks uzskatīts, ka 
procenti rodas šajā valstī. Tomēr, ja persona, kas izmaksā procentus, neatkarīgi no tā, 
vai šī persona ir Līgumslēdzējas Valsts rezidents vai nav, izmanto Līgumslēdzējā Valstī 
esošo pastāvīgo pārstāvniecību vai tur izvietoto pastāvīgo bāzi, sakarā ar ko radušās 
parādu saistības, par kurām tiek maksāti procenti, un ja šos procentus izmaksā (sedz) 
pastāvīgā pārstāvniecība vai pastāvīgā bāze, tiks uzskatīts, ka šie procenti rodas tajā 
valstī, kurā atrodas pastāvīgā pārstāvniecība vai pastāvīgā bāze. 

 
7. Ja, pamatojoties uz īpašām attiecībām starp procentu maksātāju un procentu 

īsteno īpašnieku vai starp viņiem abiem un kādu citu personu, procentu summa, kas 
attiecas uz parāda prasībām, par kurām tā tiek izmaksāta, pārsniedz summu, par kādu 
būtu varējuši vienoties procentu maksātājs un procentu īstenais īpašnieks, ja starp 
viņiem nebūtu minēto īpašo attiecību, tad šī panta noteikumi tiks piemēroti tikai attiecībā 
uz pēdējo minēto summu. Šādā gadījumā maksājumu daļai, kas pārsniedz šo summu, 
nodokļus uzliek atbilstoši katras Līgumslēdzējas Valsts normatīvajiem aktiem, ņemot 
vērā šīs Konvencijas pārējos noteikumus. 

 
12.pants 

AUTORATLĪDZĪBA 
 

1. Autoratlīdzībai, kas rodas Līgumslēdzējā Valstī un ko izmaksā otras 
Līgumslēdzējas Valsts rezidentam, var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 

 
2. Tomēr šādai autoratlīdzībai var arī uzlikt nodokļus atbilstoši attiecīgās valsts 

normatīvajiem aktiem tajā Līgumslēdzējā Valstī, kurā tā rodas, bet, ja autoratlīdzības 
īstenais īpašnieks ir otras Līgumslēdzējas Valsts rezidents, nodoklis nedrīkst pārsniegt: 
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a) 5  procentus no autoratlīdzības kopapjoma par ražošanas, komerciālo vai 
zinātnisko 

   iekārtu izmantošanu;  
 
b)  10 procentu no autoratlīdzības kopapjoma visos citos gadījumos. 

 
3. Termins “autoratlīdzība” šajā pantā nozīmē jebkāda veida maksājumus, ko saņem 

kā kompensāciju par jebkuru autortiesību izmantošanu vai par tiesībām izmantot 
jebkuras autortiesības uz literāru, mākslas vai zinātnisku darbu, arī kinofilmām un filmām 
vai ierakstiem radio vai televīzijas pārraidēm, uz jebkuru patentu, firmas zīmi, dizainu vai 
modeli, plānu, slepenu formulu vai procesu vai par ražošanas, komerciālo vai zinātnisko 
iekārtu izmantošanu vai par tiesībām tās izmantot, vai par informāciju attiecībā uz 
ražošanas, komerciālo vai zinātnisko pieredzi. 
 

4.  1. un 2.daļas noteikumi netiks piemēroti, ja autoratlīdzības īstenais īpašnieks, kas 
ir Līgumslēdzējas Valsts rezidents, veic uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, kurā 
rodas autoratlīdzība, izmantojot tur esošo pastāvīgo pārstāvniecību, vai arī sniedz 
neatkarīgus individuālos pakalpojumus šajā otrā valstī, izmantojot tajā izvietoto 
pastāvīgo bāzi, un ja tiesības vai īpašums, par ko tiek maksāta autoratlīdzība, ir faktiski 
saistīti ar šo pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo bāzi. Šajā gadījumā atkarībā no 
apstākļiem piemēro 7. vai 14.panta noteikumus. 

 
5. Ja autoratlīdzības maksātājs ir Līgumslēdzējas Valsts rezidents, tiks uzskatīts, ka 

autoratlīdzība rodas šajā valstī. Tomēr, ja persona, kas izmaksā autoratlīdzību, 
neatkarīgi no tā, vai šī persona ir Līgumslēdzējas Valsts rezidents vai nav, izmanto 
Līgumslēdzējā Valstī esošo pastāvīgo pārstāvniecību vai tur izvietoto pastāvīgo bāzi, 
sakarā ar ko radies pienākums izmaksāt autoratlīdzību, un ja šo autoratlīdzību izmaksā 
(sedz) šī pastāvīgā pārstāvniecība vai pastāvīgā bāze, tiks uzskatīts, ka autoratlīdzība 
rodas tajā valstī, kurā atrodas pastāvīgā pārstāvniecība vai pastāvīgā bāze.  
 

6. Ja, pamatojoties uz īpašām attiecībām starp autoratlīdzības maksātāju un 
autoratlīdzības īsteno īpašnieku vai starp viņiem abiem un kādu citu personu, 
autoratlīdzības summa, kas attiecas uz izmantošanu, tiesībām vai informāciju, par kuru 
tā tiek maksāta, pārsniedz autoratlīdzības summu, par kādu būtu varējuši vienoties 
maksātājs un īstenais īpašnieks, ja starp viņiem nebūtu minēto īpašo attiecību, tad šī 
panta noteikumi tiks piemēroti tikai attiecībā uz pēdējo minēto summu. Šajā gadījumā 
maksājuma daļai, kas pārsniedz šo summu, tiks uzlikti nodokļi atbilstoši katras 
Līgumslēdzējas Valsts normatīvajiem aktiem, ņemot vērā šīs Konvencijas pārējos 
noteikumus. 

 
 

13.pants 
KAPITĀLA PIEAUGUMS 

 
1.  Kapitāla pieaugumam, ko Līgumslēdzējas Valsts rezidents gūst, atsavinot 6.pantā 

minēto  otrā Līgumslēdzējā Valstī esošo nekustamo īpašumu vai tādas sabiedrības 
akcijas, kuras aktīvi galvenokārt sastāv šāda īpašuma, var uzlikt  nodokļus šajā otrā 
valstī. 

 
2. Kapitāla pieaugumam, kas gūts, atsavinot kustamo īpašumu, kurš ir daļa no 

Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma pastāvīgās pārstāvniecības uzņēmējdarbības 
īpašuma otrā Līgumslēdzējā Valstī, vai atsavinot kustamo īpašumu, kas ir piederīgs 
Līgumslēdzējas Valsts rezidenta pastāvīgajai bāzei otrā Līgumslēdzējā Valstī, kura 
izveidota neatkarīgo individuālo pakalpojumu sniegšanai, arī kapitāla pieaugumam no 
šādas pastāvīgās pārstāvniecības (atsevišķi vai kopā ar visu uzņēmumu) atsavināšanas 
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vai šādas pastāvīgās bāzes atsavināšanas, var uzlikt nodokļus otrā Līgumslēdzējā 
Valstī.  
 

3. Kapitāla pieaugumam, ko Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums gūst, atsavinot šī 
uzņēmuma starptautiskajā satiksmē izmantotos jūras vai gaisa transportlīdzekļus vai 
atsavinot kustamo īpašumu, kas ir piederīgs šo jūras vai gaisa transportlīdzekļu 
izmantošanai, tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī. 
 

4. Kapitāla pieaugumam, kas gūts, atsavinot jebkuru tādu īpašumu, kas nav 1., 2. un 
3.daļā  minētais īpašums, tiks uzlikti nodokļi tikai tajā Līgumslēdzējā Valstī, kuras 
rezidents ir šī īpašuma atsavinātājs. 

  
14.pants 

NEATKARĪGIE INDIVIDUĀLIE PAKALPOJUMI 
 
1. Līgumslēdzējas Valsts rezidenta – fiziskas personas ienākumi, kas gūti, sniedzot 
profesionālus pakalpojumus vai veicot cita veida neatkarīgu darbību, tiks aplikti ar 
nodokļiem tikai šajā valstī, izņemot, ja šī persona savas darbības vajadzībām izmanto tai 
regulāri pieejamu pastāvīgo bāzi otrā valstī. Ja tiek izmantota šāda pastāvīgā bāze, 
ienākumus var aplikt ar nodokļiem arī otrā valstī, bet tikai tik lielā mērā, kādā tie ir 
attiecināmi uz šo pastāvīgo bāzi. Šī panta piemērošanai, ja Līgumslēdzējas  Valsts  
rezidents – fiziskā persona uzturas otrā Līgumslēdzējā  Valstī  laika  posmu  vai  laika  
posmus,  kuri  kopumā pārsniedz 183  dienas  jebkurā  12  mēnešu  periodā,  kas sākas 
vai beidzas attiecīgajā nodokļu  gadā,  tiks  uzskatīts, ka šī persona izmanto regulāri 
pieejamu pastāvīgo bāzi otrā Līgumslēdzējā Valstī, un ienākums, kas gūts par otrā valstī  
veiktajām  iepriekšminētajām  darbībām, tiks attiecināts uz šo pastāvīgo bāzi. 

 
2. Termins “profesionālie pakalpojumi” ietver neatkarīgu zinātnisko, literāro, 

māksliniecisko, izglītojošo vai pedagoģisko darbību, kā arī ārsta, jurista, inženiera, 
arhitekta, zobārsta un grāmatveža neatkarīgu darbību. 

15.pants 
ATKARĪGIE INDIVIDUĀLIE PAKALPOJUMI 

 
1. Saskaņā ar 16., 18. un 19. panta noteikumiem darba algai, samaksai un citai 

līdzīgai  atlīdzībai, kuru Līgumslēdzējas Valsts rezidents saņem par algotu darbu, tiks 
uzlikti nodokļi tikai šajā valstī, ja vien algotais darbs netiek veikts otrā Līgumslēdzējā 
Valstī. Ja algotais darbs tiek veikts otrā Līgumslēdzējā Valstī, par to saņemtajai atlīdzībai 
var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 
 

2. Neatkarīgi no 1.daļas noteikumiem atlīdzībai, kuru Līgumslēdzējas Valsts rezidents 
saņem par algotu darbu, kas tiek veikts otrā Līgumslēdzējā Valstī, tiks uzlikti nodokļi tikai 
pirmajā minētajā valstī, ja: 
 

a) atlīdzības saņēmējs ir atradies otrā valstī laika posmu vai laika posmus, kas 
kopumā nepārsniedz 183 dienas jebkurā divpadsmit mēnešu periodā, kas 
sākas vai beidzas attiecīgajā nodokļu gadā; un 

 
b) atlīdzību maksā darba devējs, kas nav otras valsts rezidents, vai cita 

persona tāda darba devēja vārdā; un 
 
c)   atlīdzību neizmaksā (nesedz) pastāvīgā pārstāvniecība vai pastāvīgā bāze, 

kuru darba devējs izmanto otrā valstī. 
 
3. Neatkarīgi no šī panta iepriekšējo daļu noteikumiem atlīdzībai, ko saņem par algotu 

darbu, kas tiek veikts uz Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma starptautiskajā satiksmē 
izmantota jūras vai gaisa transportlīdzekļa, var uzlikt nodokļus šajā valstī. 
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16.pants 

DIREKTORU ATALGOJUMS 
 

Direktoru atalgojumam un citai līdzīgai atlīdzībai, ko saņem Līgumslēdzējas Valsts 
rezidents kā direktoru padomes vai citas līdzīgas institūcijas loceklis sabiedrībā, kas ir 
otras Līgumslēdzējas Valsts rezidents,  var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 

 
17.pants 

MĀKSLINIEKI UN SPORTISTI 
 

1. Neatkarīgi no 7., 14. un 15.panta noteikumiem ienākumam, ko gūst Līgumslēdzējas 
Valsts rezidents kā izpildītājmākslinieks, kā teātra, kino, radio vai televīzijas mākslinieks, 
mūziķis vai arī kā sportists par savu individuālo darbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, var 
uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 
 

2. Ja izpildītājmākslinieka vai sportista ienākums par viņa individuālo darbību 
attiecīgajā jomā tiek maksāts nevis pašam izpildītājmāksliniekam vai sportistam, bet citai 
personai, šādam ienākumam neatkarīgi no 7., 14. un 15. panta noteikumiem var uzlikt 
nodokļus tajā Līgumslēdzējā Valstī, kurā tiek veikta izpildītājmākslinieka vai sportista 
darbība. 
 

3. 1. un 2.daļas noteikumi netiks piemēroti ienākumam, ko izpildītājmākslinieks vai 
sportists guvis par Līgumslēdzējā Valstī veiktu individuālo darbību, ja šīs valsts 
apmeklējumu pilnībā vai galvenokārt atbalstījuši vienas vai abu Līgumslēdzēju Valstu vai 
to politiski administratīvo vienību vai pašvaldību sabiedriskie fondi. Šādā gadījumā 
ienākumam uzliks nodokli tikai tajā Līgumslēdzējā Valstī, kuras rezidents ir šis 
izpildītājmākslinieks vai sportists. 

 
18.pants 

PENSIJAS 
 

Saskaņā ar 19.panta 2.daļas noteikumiem pensijai un citai līdzīgai atlīdzībai, ko 
saņem  Līgumslēdzējas Valsts rezidents par iepriekš veikto algoto darbu, tiks uzlikti 
nodokļi tikai šajā valstī. 

 
19.pants 

VALSTS DIENESTS 
 
1. a) Darba algai, samaksai un citai līdzīgai atlīdzībai, kas nav pensija un kuru 

fiziskajai personai izmaksā Līgumslēdzēja Valsts vai tās politiski 
administratīvā vienība vai pašvaldība par šai valstij, vienībai vai pašvaldībai 
sniegtajiem pakalpojumiem, tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī. 

           
b) Tomēr šādai darba algai, samaksai un citai līdzīgai atlīdzībai tiks uzlikti 

nodokļi tikai otrā Līgumslēdzējā Valstī, ja pakalpojumi ir sniegti šajā otrā 
valstī un šī fiziskā persona ir tāds šīs valsts rezidents, kas: 

 
(i) ir šīs valsts pilsonis; vai 
(ii) nav kļuvis par šīs valsts rezidentu tikai un vienīgi, lai sniegtu šos  

pakalpojumus. 
 

2. a)   Jebkurai pensijai, kuru fiziskajai personai izmaksā Līgumslēdzēja Valsts vai 
tās politiski administratīvā vienība vai pašvaldība vai kas tiek izmaksāta no to 
izveidotajiem  fondiem par pakalpojumiem,  ko šī  persona sniegusi  šai 
valstij vai vienībai, vai pašvaldībai, tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī. 
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b) Tomēr šādai pensijai tiks uzlikti nodokļi tikai otrā  Līgumslēdzējā Valstī, ja šī 

fiziskā persona ir šīs otras valsts rezidents un pilsonis.  
 
3. Šī panta 1.daļas noteikumus tāpat piemēro atlīdzībai, kuru izmaksā Austrijas 

Ārējās tirdzniecības pilnvarotajam Latvijā un Austrijas Ārējās tirdzniecības pilnvarotā 
personālam. 

    
4.  15., 16., 17. un  18.panta  noteikumus piemēro darba algai, samaksai, citai līdzīgai  

atlīdzībai un pensijai, kuru izmaksā par pakalpojumiem, kas sniegti sakarā ar 
Līgumslēdzējas Valsts vai tās politiski administratīvās vienības vai pašvaldības veikto 
uzņēmējdarbību. 

 
20.pants 

STUDENTI 
 

Maksājumiem, ko uzturēšanās, studiju vai stažēšanās vajadzībām saņem students, 
māceklis vai stažieris, kurš ir vai tieši pirms ierašanās Līgumslēdzējā Valstī bija otras 
Līgumslēdzējas Valsts rezidents un kurš pirmajā minētajā valstī ir ieradies vienīgi studiju 
vai stažēšanās nolūkā, šajā valstī netiks uzlikti nodokļi, ja šādi maksājumi ir no avotiem, 
kas neatrodas šajā valstī. 

 
 

21.pants 
DARBĪBA ŠELFA ZONĀ 

 
1. Šī panta noteikumus piemēro neatkarīgi no šīs Konvencijas 4. līdz 20.panta 

noteikumiem. 
 

2. Šajā pantā jēdziens “darbība šelfa zonā” nozīmē darbību Līgumslēdzējas Valsts 
šelfa zonā, kas saistīta ar jūras un zemes dzīļu un tur esošo dabas resursu pētīšanu vai 
izmantošanu. 

 
3. Personas - Līgumslēdzējas Valsts rezidenta darbība šelfa zonā, kas tiek veikta 

otras Līgumslēdzējas Valsts šelfa zonā, saskaņā ar 4.punktu uzskatāma par tādu 
uzņēmējdarbību, kas tiek veikta otrā Līgumslēdzējā Valstī, izmantojot tur esošo 
pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo bāzi. 

 
4.  3.daļas noteikumus nepiemēro, ja darbība šelfa zonā tiek veikta laika posmā vai 

laika posmos, kas kopumā nepārsniedz 30 dienas jebkurā divpadsmit mēnešu periodā. 
Šīs daļas piemērošanai: 

 
a) darbība šelfa zonā, ko veic persona, kas ir saistīta ar citu personu, tiks 

uzskatīta par šīs citas personas veiktu darbību, ja šī darbība pēc būtības ir 
tāda pati kā tā, ko veic pirmā minētā persona, izņemot pirmās personas 
darbību, kas tiek veikta vienlaicīgi ar otrās  personas veikto darbību; 

 
b) persona tiks uzskatīta par saistītu ar citu personu, ja viena no tām tieši vai 

netieši kontrolē otru vai arī kāda trešā persona vai trešās personas tieši vai 
netieši kontrolē abas minētās personas. 

 
5. Darba algai, samaksai un citai līdzīgai atlīdzībai, ko saņem Līgumslēdzējas Valsts 

rezidents par algotu darbu, kas saistīts ar darbību šelfa zonā otrā Līgumslēdzējā Valstī, 
var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī tik lielā mērā, cik šis darbs ir ticis veikts šīs otras 
valsts šelfa zonā. Tomēr šādai atlīdzībai uzliks nodokļus tikai pirmajā minētajā valstī, ja 
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algotais darbs ir veikts tāda darba devēja labā, kurš nav otras valsts rezidents, un ja šīs 
darbības ilgums jebkurā divpadsmit mēnešu periodā kopumā nepārsniedz 30 dienas. 

 
6. Ienākumam, ko  Līgumslēdzējas Valsts rezidents gūst, atsavinot: 
 

a) pētīšanas vai izmantošanas tiesības; vai  
 
b) īpašumu, kas izvietots otrā Līgumslēdzējā Valstī un tiek izmantots saistībā ar 

darbību šelfa zonā šajā otrā valstī; vai  
 

c) akcijas, kuras savu vērtību vai vērtības lielāko daļu tieši vai netieši iegūst no 
iepriekšminētajām tiesībām vai īpašuma, vai no šīm tiesībām un īpašuma  
kopā, 

 
var uzlikt nodokļus šajā otrā valstī. 

 
Šajā daļā jēdziens "pētīšanas vai izmantošanas tiesības" nozīmē tiesības uz īpašumu, 

kas var tikt radīts, veicot darbību otras Līgumslēdzējas Valsts šelfa zonā, vai tiesības uz 
līdzdalību īpašumā vai peļņā, ko var gūt šis īpašums.  

 
 

22.pants 
CITI IENĀKUMI 

 
1. Citiem šīs Konvencijas iepriekšējos pantos neatrunātiem Līgumslēdzējas Valsts 

rezidenta ienākumiem neatkarīgi no to rašanās vietas tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī.  
 

2.  1.daļas noteikumi netiks piemēroti ienākumam, kas nav ienākums no 6.panta 
2.daļā definētā nekustamā īpašuma, ja šī ienākuma saņēmējs, kurš ir Līgumslēdzējas 
Valsts rezidents, veic uzņēmējdarbību otrā Līgumslēdzējā Valstī, izmantojot tur esošo 
pastāvīgo pārstāvniecību, vai sniedz neatkarīgus individuālos pakalpojumus šajā otrā 
valstī, izmantojot tur izvietoto pastāvīgo bāzi, un ja tiesības vai īpašums, par ko tiek 
saņemts šis ienākums, ir faktiski saistīti ar šo pastāvīgo pārstāvniecību vai pastāvīgo 
bāzi. Šajā gadījumā atkarībā no apstākļiem piemēro šīs Konvencijas 7. vai 14. panta 
noteikumus. 

 
23.pants 

KAPITĀLS 
 

1. Kapitālam, ko pārstāv  6.pantā  minētais Līgumslēdzējas Valsts rezidenta 
nekustamais īpašums, kas atrodas otrā Līgumslēdzējā Valstī, var uzlikt nodokļus šajā 
otrā valstī. 
 

2. Kapitālam,  ko  pārstāv kustamais  īpašums,  kas ir daļa no Līgumslēdzējas Valsts 
uzņēmuma pastāvīgās pārstāvniecības uzņēmējdarbības īpašuma otrā Līgumslēdzējā 
Valstī, vai  kapitālam, ko pārstāv  kustamais  īpašums, kas ir piederīgs Līgumslēdzējas 
Valsts rezidenta pastāvīgajai  bāzei neatkarīgu individuālo pakalpojumu sniegšanai otrā 
Līgumslēdzējā Valstī,  var uzlikt  nodokļus šajā otrā valstī. 
 

3. Kapitālam, ko pārstāv jūras un gaisa transportlīdzekļi,  kurus Līgumslēdzējas Valsts 
uzņēmums izmanto  starptautiskajā satiksmē, kā arī kustamais īpašums, kas piederīgs 
šo jūras vai  gaisa transportlīdzekļu izmantošanai, tiks uzlikti nodokļi tikai šajā valstī. 
 

4. Visiem pārējiem Līgumslēdzējas Valsts rezidenta kapitāla elementiem tiks uzlikti  
nodokļi tikai šajā valstī. 
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24.pants 
NODOKĻU DUBULTĀS UZLIKŠANAS NOVĒRŠANA 

 
1. Attiecībā uz Austrijas rezidentiem nodokļu dubultā uzlikšana tiks novērsta šādi:  

 
a) ja Austrijas rezidents gūst ienākumu vai viņam pieder kapitāls, kam saskaņā 

ar šīs Konvencijas noteikumiem var uzlikt nodokļus Latvijā, tad Austrija 
saskaņā ar šīs daļas b) līdz e) apakšpunktiem atbrīvo šādu ienākumu vai 
kapitālu no nodokļiem;  

 
b) ja Austrijas rezidents gūst ienākumus, kam saskaņā ar 10., 11. vai 12.panta 

nosacījumiem var uzlikt nodokļus Latvijā, tad Austrija atļauj šim rezidentam 
samazināt ienākuma nodokli par summu, kas ir vienāda ar Latvijā samaksāto 
nodokli. Šāds samazinājums, tomēr nevar pārsniegt to nodokļa daļu, kāda ir 
aprēķināta pirms šī samazinājuma piemērošanas un kura ir attiecināma uz 
Latvijā gūtajiem ienākumiem; 

 
c) ja saskaņā ar jebkuriem šīs Konvencijas nosacījumiem Austrijas rezidenta 

gūtais ienākums vai viņam piederošais kapitāls ir atbrīvots no nodokļa 
Austrijā, Austrija, tomēr drīkst, aprēķinot šāda rezidenta nodokļa summu par 
atlikušo ienākumu vai kapitālu, ņemt vērā no nodokļa uzlikšanas atbrīvoto 
ienākumu vai kapitālu. 

 
d) ienākumu, ko gūst Austrijas rezidents un kuru Austrija saskaņā ar šo 

Konvenciju uzskata par tādu, kam var uzlikt nodokļus Latvijā, tomēr var aplikt 
ar nodokli Austrijā, ja pēc savstarpējās saskaņošanas procedūras, Latvija, 
pamatojoties uz šo  Konvenciju, atbrīvo šo ienākumu no nodokļa. 

 
e) ja sabiedrība - Austrijas rezidents saņem dividendes no sabiedrības - Latvijas 

rezidenta, kurā tai pieder vismaz 10 procentu akciju kapitāla, tad Austrijai ir 
jāatbrīvo šādas dividendes saskaņā ar noteikumiem par starptautiska 
ieguldījuma priekšrocībām, kas noteikti vispārēji piemērojumos Austrijas 
likuma noteikumos.  

 
2. Attiecībā uz Latvijas rezidentiem nodokļu dubultā uzlikšana tiks novērsta šādi: 
 

a) ja Latvijas rezidents gūst ienākumu vai tam pieder kapitāls, kam saskaņā ar 
šo Konvenciju var uzlikt nodokļus Austrijā, tad, ja vien Latvijas iekšzemes 
normatīvajos aktos netiek paredzēti labvēlīgāki noteikumi, Latvija atļauj: 

 
(i) samazināt  šī rezidenta ienākuma nodokli par summu, kas ir vienāda ar 

Austrijā samaksāto ienākuma nodokli; 
(ii) samazināt šī rezidenta kapitāla nodokli par summu, kas ir vienāda ar 

Austrijā samaksāto kapitāla nodokli. 
 

Šie samazinājumi tomēr nevienā gadījumā nedrīkst pārsniegt tādu ienākuma 
nodokļa vai kapitāla nodokļa daļu, kāda ir aprēķināta Latvijā pirms šī 
samazinājuma piemērošanas  un kura atkarībā no apstākļiem ir attiecināma 
uz ienākumu vai kapitālu, kam var uzlikt nodokļus Austrijā; 

 
b) lai  piemērotu šīs daļas a) punktu, ja sabiedrība – Latvijas rezidents saņem  

dividendes no sabiedrības – Austrijas rezidenta, kurā tai pieder vismaz 10 
procentu akciju ar pilnām balsstiesībām, tad Austrijā samaksātajā  nodoklī  tiks  
ietverts ne tikai par dividendēm samaksātais nodoklis, bet arī nodoklis, kas 
samaksāts par sabiedrības peļņu, no kuras tika maksātas dividendes. 
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25.pants 
DISKRIMINĀCIJAS NEPIEĻAUŠANA 

 
1. Uz Līgumslēdzējas Valsts pilsoņiem otrā Līgumslēdzējā Valstī neattieksies nodokļu 

uzlikšana vai ar to saistītas prasības, kas ir citādākas vai apgrūtinošākas nekā nodokļu 
uzlikšana vai ar to saistītās prasības, kuras tādos pašos apstākļos, jo īpaši sakarā ar 
rezidenci, attiecas vai var tikt attiecinātas uz šīs otras valsts pilsoņiem. Šis noteikums 
neatkarīgi no 1.panta noteikumiem attiecas arī uz personām, kuras nav vienas 
Līgumslēdzējas Valsts vai abu Līgumslēdzēju Valstu rezidenti. 

 
2. Uz bezpavalstniekiem – Līgumslēdzējas Valsts rezidentiem nevienā no 

Līgumslēdzējām Valstīm neattieksies nodokļu uzlikšana vai ar to saistītas prasības, kas 
ir citādākas vai apgrūtinošākas nekā nodokļu uzlikšana vai ar to saistītās prasības, kuras 
tādos pašos apstākļos, jo īpaši saistībā ar rezidenci, attiecas vai var tikt attiecinātas uz 
attiecīgās valsts pilsoņiem. 
  

3. Nodokļu uzlikšana Līgumslēdzējas Valsts uzņēmuma pastāvīgajai pārstāvniecībai 
otrā Līgumslēdzējā Valstī nevar būt nelabvēlīgāka nekā nodokļu uzlikšana šīs otras 
valsts uzņēmumiem, kas veic tādu pašu darbību. Šo noteikumu nedrīkst iztulkot tā, ka 
tas uzliek  Līgumslēdzējai Valstij pienākumu piešķirt otras Līgumslēdzējas Valsts 
rezidentiem jebkādu personisku atvieglojumu, atlaidi un samazinājumu attiecībā uz 
nodokļu uzlikšanu, kādus šī valsts piešķir tās rezidentiem, ņemot vērā viņu civilstāvokli 
vai ģimenes saistības.  

 
4. Izņemot gadījumus, kad piemērojami 9.panta 1.daļas, 11.panta 7.daļas vai 

12.panta 6.daļas noteikumi, procenti, autoratlīdzības un citi maksājumi, ko 
Līgumslēdzējas Valsts uzņēmums izmaksā otras Līgumslēdzējas Valsts rezidentam, 
nosakot šī uzņēmuma apliekamo peļņu,  ir jāatskaita pēc tādiem pašiem noteikumiem kā 
tad, ja tie tiktu izmaksāti pirmās minētās valsts rezidentam. Tāpat arī Līgumslēdzējas 
Valsts uzņēmuma  parādi  otras  Līgumslēdzējas  Valsts  rezidentam,  nosakot  šāda 
uzņēmuma apliekamā kapitāla vērtību, ir jāatskaita pēc tādiem  pašiem noteikumiem kā 
tad, ja tie attiektos uz pirmās minētās valsts rezidentu.  

 
5. Līgumslēdzējas Valsts uzņēmumus, kuru kapitāls pilnīgi vai daļēji, tieši vai netieši 

pieder vienam vai vairākiem otras Līgumslēdzējas Valsts rezidentiem vai to pilnīgi vai 
daļēji, tieši vai netieši kontrolē minētie rezidenti, pirmajā valstī nevar pakļaut jebkādai 
nodokļu uzlikšanai vai jebkurām ar to saistītām prasībām, kas atšķiras no nodokļu 
uzlikšanas un ar to saistītām prasībām, kurām tiek vai var tikt pakļauti līdzīgi pirmās 
minētās valsts uzņēmumi, vai kuras ir apgrūtinošākas par tām. 

 
6. Šī panta  noteikumi neatkarīgi  no 2.panta noteikumiem attiecas  uz visu veidu un 

nosaukumu nodokļiem. 
 

26.pants 
SAVSTARPĒJĀS SASKAŅOŠANAS PROCEDŪRA 

 
1. Ja persona uzskata, ka vienas Līgumslēdzējas Valsts vai abu Līgumslēdzēju Valstu 

rīcība attiecībā uz šo personu izraisa vai izraisīs nodokļu uzlikšanu, kas neatbilst šīs 
Konvencijas noteikumiem, šī persona var neatkarīgi no šo valstu iekšzemes 
normatīvajos aktos paredzētajiem tiesiskajiem līdzekļiem iesniegt sūdzību izskatīšanai 
tās Līgumslēdzējas Valsts kompetentajai iestādei, kuras rezidents ir šī persona, vai arī, 
ja sūdzība attiecas uz 25.panta 1.daļu, - tās Līgumslēdzējas Valsts kompetentajai 
iestādei, kuras pilsonis ir šī persona. Sūdzība iesniedzama izskatīšanai triju gadu laikā 
pēc pirmā paziņojuma par rīcību, kas izraisījusi šīs Konvencijas noteikumiem 
neatbilstošu nodokļu uzlikšanu.  
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2. Ja kompetentā iestāde sūdzību uzskata par pamatotu un pati nespēj panākt 
apmierinošu risinājumu, tā cenšas savstarpēji vienoties ar otras Līgumslēdzējas Valsts 
kompetento iestādi, lai novērstu šai Konvencijai neatbilstošu nodokļu uzlikšanu. Jebkura 
šāda panāktā vienošanās ir jāizpilda neatkarīgi no Līgumslēdzējas Valsts iekšzemes 
normatīvajos aktos noteiktajiem laika ierobežojumiem. 
 

3. Līgumslēdzēju Valstu kompetentajām iestādēm ir jācenšas savstarpējas 
vienošanās ceļā atrisināt jebkurus sarežģījumus vai novērst šaubas, kas var rasties, 
interpretējot vai piemērojot šo Konvenciju. Tās var arī savstarpēji konsultēties, lai 
novērstu nodokļu dubulto uzlikšanu šajā Konvencijā neparedzētos gadījumos. 
  

4. Lai panāktu vienošanos iepriekšējās daļās minētajos jautājumos, Līgumslēdzēju 
Valstu kompetentās iestādes var tieši sazināties viena ar otru, kā arī izmantot 
kompetento iestāžu vai to pārstāvju komisijas starpniecību. 

 
27.pants 

INFORMĀCIJAS APMAIŅA 
 

1. Līgumslēdzēju Valstu kompetentās iestādes apmainās ar informāciju, kas 
nepieciešama šīs Konvencijas noteikumu izpildīšanai vai Līgumslēdzēju Valstu 
iekšzemes normatīvo aktu izpildīšanai attiecībā nodokļiem uz kuriem attiecas šī 
Konvencija, tiktāl, ciktāl šie normatīvie akti nav pretrunā ar šo Konvenciju. Konvencijas 
1.pants neierobežo informācijas apmaiņu. Jebkura informācija, ko saņem Līgumslēdzēja 
Valsts, ir jāuzskata par tikpat slepenu kā informācija, kas tiek iegūta saskaņā ar šīs 
valsts normatīvajiem aktiem, un var tikt izpausta tikai tām personām vai varas iestādēm 
(arī tiesām un pārvaldes iestādēm), kas ir iesaistītas nodokļu, uz kuriem attiecas šī 
Konvencija, aprēķināšanā, iekasēšanā, piespiedu līdzekļu lietošanā, lietu iztiesāšanā vai 
apelāciju izskatīšanā saistībā ar šiem nodokļiem. Šīm personām vai varas iestādēm šī 
informācija jāizmanto vienīgi iepriekšminētajos nolūkos. Tās drīkst izpaust šo informāciju 
atklātās tiesas sēdēs vai tiesas nolēmumos. 
 

2. 1.daļas noteikumus nedrīkst izskaidrot tādējādi, ka tie uzliktu Līgumslēdzējai Valstij 
pienākumu: 
 

a) veikt administratīvus pasākumus, kas neatbilst vienas vai otras 
Līgumslēdzējas Valsts normatīvajiem aktiem un administratīvajai praksei; 

 
b) sniegt informāciju, kas nav pieejama saskaņā ar vienas vai otras 

Līgumslēdzējas Valsts normatīvajiem aktiem vai parasti piemērojamo 
administratīvo praksi; 

 
c) sniegt informāciju, kas var atklāt jebkuru tirdzniecības, uzņēmējdarbības, 

ražošanas, komerciālo vai profesionālo noslēpumu vai tehnoloģijas procesu, 
vai arī sniegt informāciju, kuras izpaušana būtu pretrunā ar sabiedrības 
interesēm (ordre public). 

 
28.pants 

DIPLOMĀTISKO MISIJU UN KONSULĀRO PĀRSTĀVNIECĪBU 
PERSONĀLS 

 
Nekas šajā Konvencijā neietekmē diplomātisko misiju vai konsulāro pārstāvniecību 

personāla fiskālās privilēģijas, kuras tam piešķir starptautisko tiesību vispārīgie noteikumi 
vai īpašu vienošanos noteikumi. 
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29.pants 
STĀŠANĀS SPĒKĀ 

 
1. Līgumslēdzējas Valstis informē viena otru par to, ka ir izpildītas konstitucionālās 

prasības, lai šī Konvencija stātos spēkā. 
 

2. Šī Konvencija stājas spēkā ar 1.daļā minētā pēdējā paziņojuma datumu un tās 
noteikumi abās Līgumslēdzējās Valstīs tiek piemēroti: 
 

a) attiecībā uz nodokļiem, ko ietur ienākuma izmaksas brīdī, sākot ar ienākumu, 
kas gūts janvāra pirmajā dienā vai arī pēc tās kalendārajā gadā, kas seko 
gadam, kurā šī Konvencija stājas spēkā; 

 
b) attiecībā uz pārējiem ienākuma nodokļiem un kapitāla nodokļiem, sākot ar 

nodokļiem, kas maksājami par jebkuru taksācijas gadu, kurš sākas janvāra 
pirmajā dienā vai pēc tās kalendārajā gadā, kas seko gadam, kurā šī 
Konvencija stājas spēkā.  

 
30.pants 

DARBĪBAS IZBEIGŠANA 
 

Šī Konvencija ir spēkā tik ilgi, kamēr viena Līgumslēdzēja Valsts tās darbību izbeidz. 
Katra Līgumslēdzēja Valsts var izbeigt šīs Konvencijas darbību, diplomātiskā ceļā 
iesniedzot  rakstisku paziņojumu par izbeigšanu vismaz sešus mēnešus pirms jebkura 
kalendārā gada beigām. Šajā gadījumā Konvencijas darbība abās Līgumslēdzējās 
Valstīs tiks izbeigta: 
 

a) attiecībā uz nodokļiem, ko ietur ienākuma izmaksas brīdī, sākot ar ienākumu, 
kas  gūts janvāra pirmajā dienā vai arī pēc tās kalendārajā gadā, kas seko 
gadam, kurā iesniegts paziņojums par darbības izbeigšanu;                

 
b) attiecībā uz pārējiem ienākuma nodokļiem un kapitāla nodokļiem, sākot ar 

nodokļiem, kas maksājami jebkurā taksācijas gadā, kas sākas janvāra 
pirmajā dienā vai arī pēc tās kalendārajā gadā, kas seko gadam, kurā 
iesniegts paziņojums par darbības izbeigšanu.  

 
 
 
 To apliecinot, būdami pienācīgi pilnvaroti, šo Konvenciju ir parakstījuši.   

 
 
 
 

 
Konvencija sastādīta Vīnē divos eksemplāros 2005 .gada 14.decembrī vācu, latviešu un 
angļu valodā, turklāt visi trīs teksti ir vienlīdz autentiski. Atšķirīgas interpretācijas 
gadījumā noteicošais ir teksts angļu valodā 

 
 

 
     Austrijas Republikas vārdā:  Latvijas Republikas vārdā:    
    
      
      Karl-Heinz Grasser m.p.                        Oskars Spurdziņš m.p.  
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